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Vorwort zur ersten Auflage. 



»Uas Kriegsrecht ist seit den letzten Kriegen in 
Europa und in Amerika humaner geworden. Die Gefahren 
des Krieges werden durch dasselbe ermässigt und der 
Gewalt der rohen Leidenschaften Schranken gesetzt. 
Aber die Kenntniss dieses modernen Kriegsrechtes, so 
wichtig dieselbe ist sowohl für die Militär- als die Civil- 
personen, ist keineswegs hinreichend verbreitet: es ist 
daher eine Pflicht der Wissenschaft, dieselbe Jedermann 
zugänglich zu machen.« 

Mit vorstehender Aeusserung bevorwortet B 1 u n t s c h 1 i 
seine bekannte Schrift über »Das moderne Kriegsrecht 
der civilisirten Staaten« (Nördlingen 1866). Als Vorbild 
flir diese Schrift dienten Bluntschli die von Professor 
Lieber in New- York verfassten und vom Präsidenten 
Lincoln für die Armee der Vereinigten Staaten im 
Jahre 1863 verkündeten Kriegsartikel. Die Schrift 
Bluntschli's ist denn auch in der wissenschaftlichen 
Kritik als eine durchaus zeitgemässe und höchst ver- 
dienstliche Leistung anerkannt worden. 
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VI 



Wenn wir ungeachtet dieses Sachverhaltes zum 
gleichen Zwecke der Belehrung von Militär- und Civil- 
personen über das »Moderne Kriegsrecht der civi- 
lisirten Staatenwelt« mit einem entsprechenden 
Separatabdrucke aus unserem soeben erschienenen Werke 
»Das Europäische Völkerrecht« vor die Oeffent- 
lichkeit zu treten wagen, so erklärt sich dieses Wagniss 
und rechtfertigt sich dasselbe aus dem Umstände, dass wir 
in vorliegender Schrift lediglich nur das wirklich geltende 
Recht zur Darstellung bringen, während Bluntschlis 
»Rechtsbuch«, wie auch Geffcken anerkennt und her- 
vorhebt, »das anerkannt giltige Recht vermischt mit 
Demjenigen, was nach Ansicht des Verfassers Recht 
sein sollte.«*) 

Was die Systematik einer Darstellung des Kriegs- 
rechtes anbelangt, so unterscheiden wir zwar mit 
Bluntschli das eigentliche Kriegsrecht und das Recht 
der erst durch den Krieg entstehenden Neutralität; wir 
sind jedoch der Ansicht, dass es sich empfiehlt, der Dar- 
stellung des eigentlichen Kriegsrechtes und des Rechtes 
der Neutralität in Weise einer Einleitung eine Uebersicht 



*) Siehe das Vorwort zu A. W. Heffter, Das europäische Völkerrecht 
der Gegenwart auf den bisherigen Grundlagen. Siebente Ausgabe, bearbeitet von 
Dr. F. H. Geffcken, o. Professor des Öffentlichen Rechtes an der Universität 
Strassburg (Berlin 1882). — Vergl. über das Heffter Geffcken 'sehe Werk 
die Bemerkungen im Vorworte zu unserem Völkerrechte, sowie auf S. 19—20 
(ebendaselbst). 
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VII 

über die Entstehung von Streitigkeiten unter den Staaten 
im Allgemeinen, über die Erledigung von völkerrecht- 
lichen Streitigkeiten durch Verständigung und über die 
Erledigung von völkerrechtlichen Streitigkeiten durch 
Selbsthilfe ohne Krieg vorauszuseriden. 

Was unsere Literatur-Nachweise betrifft, so berück^ 
sichtigen wir unter den allgemeinen Systemen des Völker- 
rechtes neben dem classischen Werke von Heffter- 
Geffcken insbesondere das bekannte Werk von 
Bluntschli"), während wir in besonderer Ansehung 
des Seekriegsrechtes unter den systematischen Darstel- 
lungen des internationalen öffentlichen Seerechtes nament- 
lich das vorzügliche und ebenso gründliche als scharf- 
sinnig-klare Werk des Geh. Admiralitätsrathes Perels^^) 
in Berücksichtigung nehmen. Die Specialliteratur des 
Kriegsrechtes führen wir in wesentlicher Beschränkung 
auf diejenigen Haupterscheinungen vor, welche an den 
betreffenden Stellen in v. Mo hl 's »Geschichte und Lite- 



2) Siehe J. C. Bluntschli, Das moderne Völkerrecht der civilisirten 
Staaten, als Rechtsbuch dargestellt (3. Auflage, Nördlingen 1878). — Wir citiren 
übrigens in unserem »Kriegsrecht« die erste Auflage, weil diese den eigenartigen 
Standpunkt des Verfassers zum prägnantesten Ausdrucke bringt. Ueber das Werk 
selbst vergleiche die Bemerkungen im Vorworte zu unserem »Völkerrecht« und 
auf S. 20 (ebendaselbst). — Wo wir im folgenden Buche nicht ausdrücklich auf 
Bluntschli's »Kriegsrecht« verweisen, da ist bei Citation Bluntschli 's 
durchweg dessen »Völkerrecht« vermeint. 

3) Siehe F. Pereis, Das internationale öftentliche Seerecht der Gegen- 
wart (Berlin 1882). — Vergl. bezüglich dieses Werkes auch das auszeichnende 
Urtheil Zorn's in dessen »Reichs-Staatsrecht« (Berlin 1880 — 1883), II. S. 534, 
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ratur der Staats Wissenschaften« (Erlangen 1855, I. S. 337 
u. f.) eine Erwähnung nicht mehr gefunden haben. Be- 
züglich der Auffassung und Behandlung des modernen 
Kriegsrechtes durch v. Mo hl selbst verweisen wir allent- 
halben auf die treffliche »Encyclopädie« des verewigten 
Gelehrten und Staatsmannes/) 

Möge den folgenden Blättern in den militärischen 
Kreisen, wie in den Kreisen der hiebei zunächst inter- 
essirten Geschäftswelt und bei den Trägern der allge- 
meinen Bildung überhaupt eine freundliche Aufnahme 
und Wendung beschieden sein! 

Marburg in Steiermark, im April 1884. 

Prot Peter Resch. 



*) Siehe v. Mohl, Encyclopädie der Staats wissenscliaften. ±. Auflage. 
Tübingen 1872. 
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Vorwort zur zweiten Auflage. 



Uer rasche Absatz der ersten Auflage vorliegenden 
Buches bedeutet einen erfreulichen Beweis der verständ- 
nissinnigen Theilnahme, welche die deutsche Lesewelt der 
Entwickelung des modernen Kriegsrechtes zuwendet. 

Zu besonderer Freude gereicht es dem Verfasser, 
dass sein Buch — nach Mittheilung des Herrn Verlegers — 
namentlich in militärischen Kreisen einer freundlichen Auf- 
nahme und Beurtheilung begegnet ist. 

Möge auch die zweite Auflage, welche als eine mehr- 
fach revidirte und ergänzte bezeichnet werden kann, zur 
Verallgemeinung der Kenntniss des modernen Kriegs- 
rechtes der civilisirten Staatenwelt beitragen! 

Marburg in Steiermark, im Mai 1884. 

Prof. Peter Resch. 
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I. Die Entstehung von Streitigkeiten unter den Staaten. ') 

§ I- 

Die Streitigkeiten der Staaten oder völkerrechtliche Streitig- 
keiten entstehen, wenn es sich um Ansprüche handelt, »deren 
Erledigung dem verfassungsmässigen Rechtsgange eines be- 
stimmten Staates nicht angehört oder wegen willkürlicher von 
Seiten der dortigen Staatsgewalt entgegengestellter Hindernisse 
daselbst nicht erreicht werden kann« (Heffter). 

Privatansprüche eines Unterthanen an einen fremden Staat 
oder dessen Unterthanen führen unter dieser Voraussetzung zu 
völkerrechtlichem Streite, indem sich der Staat des betreffenden 
Unterthanen in Ausübung seines Vertretungsrechtes gegen den 
fremden Staat annimmt. 

Die fraglichen Privatansprüche erhalten dadurch den Cha- 
rakter von völkerrechtlichen Ansprüchen. 2) 

■ • §2. 

Die Erledigung der völkerrechtlichen Streitigkeiten erfolgt 
zunächst entweder durch friedliche Mittel, d. h. im Wege der 
Verständigung (IL § 4 — 6), oder aber durch minder eingreifende 
gewaltsame Mittel, d. h. im Wege der Selbsthilfe ohne Krieg 
(III. § 7-9V) 



>) Siehe Heffter, a. a. O., S. 225 u. f. 

*) Man kann insoferae die Veranlassungen völkerrechtlicher Streitigkeiten 
mit den Verletzungen des Völkerrechtes identificiren. Vergl. Bluntschli, a. a. O. 
S. 259 u. f. 

3) Bluntschli unterscheidet (a. a. O., S. 270 u. f.): »Minne verfahren« 

I* 
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§3- 
Können völkerrechtliche Streitigkeiten weder durch fried- 
liche noch durch minder eingreifende gewaltsame Mittel erledigt 
werden, so erübrigt zur Vertheidigung des Rechtes schliesslich 
nur mehr die Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand, 
d. h. der Krieg.*) 



und »schiedsrichterliches Verfahren« einerseits und »Zwangsmittel ohne Krieg« 
andererseits. 

*) Ueber das Unzutrefiende der älteren völkerrechtlichen Systematik (Gegen- 
satz von »Kriegsrecht« und »Friedensrecht«) siehe Geffcken bei Heffter, 
a. a. O., S. 9. — Vergl. unten S. 15 — 16. — Bezüglich des »ewigen Friedens« 
und der Literatur seiner Idee siehe insbesondere v. Mo hl, Geschichte und Literatur 
der Staatswissenschaften, I. S. 438 u. f. 
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II. Die Erledigung von Streitigkelten durch Ver- 
ständigung. 

§4. 

Der erste und nächstliegende Weg für die Erledigung von 
Streitigkeiten durch Verständigung besteht in entsprechenden 
Verhandlungen der unmittelbar betheiligten Parteien. 

Während dieser diplomatischen Verhandlungen oder selbst 
nach Abbruch der gegenseitigen Correspondenz kann durch die 
Verbreitung von Deductionen oder Memoirs auf die öffentliche 
Meinung eingewirkt werden. 

Noch wichtiger, als solche Anrufung der öffentlichen Mei- 
nung, ist jedoch die Anrufung der »guten Dienstet einer be- 
freundeten Macht, welche als Versöhnerin zu wirken hat. Im 
Pariser Frieden von 1856 ist ausdrücklich der Wunsch ausge- 
sprochen, jedoch nicht die Verpflichtung anerkannt worden, dass 
beim Ausbruche ernster Zwistigkeiten, bevor zu den Waffen 
gegriffen wird, die guten Dienste einer dritten Macht angerufen 
werden mögen.^) Die »guten Dienste« nehmen den Charakter 
der Vermittelung an, wenn die dritte Macht mit freiwilliger 
Zustimmung der Parteien die Verhandlungen leitet, die Streit- 
punkte in einer für beide Theile gleich wohlwollenden Ge- 



^) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 226 — 232, und die da- 
selbst verzeichnete Literatur (insbesondere die Arbeiten von Wurm, Berner 
und V. Kaltenborn). 

*) Protokoll vom 14. April 1856: »Messieurs les Pl^nipotentiaires n'h^sitent 
pas ä exprimer au nom de leurs gouvemements le voeu, que les ötats, entre lesquels 
s'^I^verait un dissentiment s^rieux, avant d'en appeler aux armes, eussent recours, 
tant que les circonstances Tadmettraient, aux bons offices d'une puissance amicale«. 
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sinnung mit denselben bespricht und einen Ausgleichsvorschlag 
unterbreitet."^) 

§ 5. 

Einen zweiten Weg für die friedliche Erledigung völker- 
rechtlicher Streitigkeiten bildet die Wahl eines Schiedsrichters, 
welcher nach Anhörung beider Theile einen förmlichen Spruch 
über die Rechtsfrage ertheilt.*) Ueber die Bedingungen des 
Schiedsspruches haben sich die Betheiligten zu vereinbaren.^) 
Die Uebernahme des Schiedsrichteramtes ist in den freien Willen 
der gewählten Schiedsrichter gestellt.^) 

Ein aus mehreren Personen bestehendes Schiedsgericht 
handelt gemeinsam als einheitlicher Körper: bei Meinungsver- 
schiedenheit entscheidet die Stimmenmehrheit. Das Schiedsgericht 
hat das Recht, die Frist festzustellen, innerhalb deren die beider- 
seitigen Ausführungen und Bew^eise vorzulegen sind; nach Ab- 
lauf dieser Frist kann dasselbe ohne Weiteres zum Vollzuge 
seines Auftrages schreiten. Eine absolute oder unheilbare Un- 
fähigkeit des Schiedsrichters (z. B. wegen eigener Betheiligung) 
vernichtet dessen Zuständigkeit; ein auf nachweisbare Täu- 



3) Während die »guten Dienste« nur eine moralische Bedeutung haben, hat 
die »Vermittelung« die rechtliche Bedeutung, dass sie die Feindseligkeiten sus- 
pendirt. Siehe Heffter, a. a. O., S. 227. — Vergl. Resch, Völkerrecht, 
S. 178—179. 

*) Vergl. über die völkerrechtliche Institution der Schiedsgerichte neben 
den Ausführungen der Systeme (namentlich Heffter's, a. a. O., S. 229 — 231) 
insbesondere auch: Hobart, Lord, Is it desirable to establish a general System 
of International arbitration? London 1867. — Ross, An international High Court. 
London 1867. — Bundesgerichte in Staatenbünden und Bundesstaaten haben 
einen nicht sowohl völkerrechtlichen, als vielmehr staatsrechtlichen Charakter. 

*) Das Schiedsgericht kann unmöglich seine eigene Competenz bestimmen. 
Siehe Heffter, a. a. O., S. 230. 

«) Sowohl Souveräne, als auch Privatpersonen können zu Schiedsrichtern 
gewählt werden. Siehe Heffter, a. a. O., S. 229 und 231, Anmerkung 7. 
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schungen gestützter Ausspruch ist für den Benachtheiligten 
gerade so unverbindlich, wie der Spruch eines erwiesenermassen 
bestochenen oder sonst unehrlichen Richters; ein den verein- 
barten Zuständigkeitskreis des Schiedsgerichtes überschreitendes 
Verfahren desselben hat keine verpflichtende Kraft für die 
Parteien.^) 

Der Schiedsspruch muss von den Parteien stricte ausge- 
führt werden. Eine Anfechtung desselben aus dem Grunde, dass 
er unrichtig oder für eine Partei unbillig sei, ist unzulässig. Der 
Schiedsrichter selbst hat jedoch weder die Pflicht noch das 
Recht, für die wirkliche Ausführung des gefällten Schiedsspru- 
ches zu sorgen, falls das Gegentheil nicht ausdrücklich verab- 
redet wurde. ^) 

§6. 

Ein dritter Weg, auf welchem eine Verständigung erzielt 
werden kann, besteht darin, dass man die Entscheidung dem 
Zufalle, z. B. dem Lose, überlässt. 

Selbstverständlich ist dieser Ausweg von jeher nur in unter- 
geordneten Fällen, z. B. bei Rangstreitigkeiten, betreten worden. 

Eine auch in älteren Zeiten nur selten in Antrag gebrachte 
und keineswegs empfehlenswerthe Art des Loses ist das Waffen- 
los in Form des Zweikampfes.^) 



') Siehe Heffter, a. a. O., S. 229 u. f. 

8) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 275 und 276. 

ö) Siehe Heffter, a. a. O., S. 228. — Aus der neueren Zeit dürfte nur 
ein einziges Beispiel vorliegen, in welchem der Zweikampf als völkerrechtliches 
Entscheidungsmittel in Antrag gebracht worden ist. — Das hienach fragliche Beispiel 
bietet die durch Gustav IV. von Schweden an Kaiser Napoleon I. erlassene Pro- 
vokation. 
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III. Die Erledigung von Streitigkeiten durch Selbsthilfe 

ohne Krieg 

(Retorsion, Repressalien, Embargo und Blocade)J) 

§ 7- 

Unter den minder eingreifenden gewaltsamen Mitteln zur 
Erledigung völkerrechtlicher Streitigkeiten oder unter den ver- 
schiedenen Arten der entsprechenden Selbsthilfe ohne Krieg 
kommt zunächst die Anwendung von Retorsionen in Betracht. 

Das Wesen der »Retorsion« besteht darin, dass ein Staat 
gegenüber der unbilligen Ausübung fremden Rechtes zu der an 
sich unbilligen Ausübung eigenen Rechtes schreitet.^) Die Retor- 
sion hat den Zweck, den Gegner auf die Unbilligkeit seiner 
Rechtsausübung aufmerksam zu machen und zur Zurücknahme 
der hiebei vorgekommenen Massregeln zu veranlassen.^) Der 
Gegenstand einer Retorsion kann jedes internationale Verhält- 
niss sein und braucht daher mit der vorausgegangenen be- 
schwerenden Handlung des Gegners in keinem sachlichen Zu- 
sammenhange zu stehen, d. h. der angegriflfene Staat ist mit der 
Retorsion nicht auf das Angriffsgebiet beschränkt.^) 



») Siehe im AUgememen Heffter, a. a. O., S. 232 — 238. 

2) Das Recht der Retorsion (retorsio juris) ist geheiligt in dem Rechtssatze: 
»quod quisque in alterum statuerit ut ipse eodem jure utatur«. Siehe Heffter, 
a. a. O., S. 232—233. 

3) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 282—283. 

*) Als Beispiele von Retorsion können mit v. Mo hl (Encyclopädie, S. 453) 
angeführt werden: Auflegung eines hohen Differentialzolles auf die Waaren des 
Gegners, falls er zuerst einem diesseitigen Gewerbeinteresse unbillig zu nahe ge- 
treten ist; die Zurücknahme freiwillig eingeräumter und nicht durch Vertrag ge- 
sicherter Bevorrechtigungen der Angehörigen des fremden Staates in diesseitigem 
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Unter keinen Umständen darf man im Wege der Retor- 
sion ein förmliches Unrecht wider den Gegner begehen : wie der 
Aniass zur Retorsion nicht in einer Verletzung des Rechtes, 
sondern in einer Versagung des Billigen besteht, so hat sich die 
Retorsion selbst auf die Versagung des Billigen zu beschränken. 5) 

§8- 

Von der Retorsion ist wesentlich verschieden die »Repres- 
salie«, welche in der Zufügung eines Unrechtes wegen zuerst 
erlittenen Unrechtes besteht. Während die Retorsion gegen eine 
Unbilligkeit (jus iniquum) reagirt, reagirt die Repressalie gegen 
eine Ungerechtigkeit Die Repressalie hat daher den Charakter 
der »Wiedervergeltung zum Zwecke der Rechtshilfe und Rechts- 
nöthigung«>) 

Die Anwendung von Repressalien hat zur völkerrechtlichen 
Voraussetzung: i. die Verletzung eines klaren Rechtes, 2. die For- 
derung von Remedur oder Genugthuung, 3. die Ablehnung dieser 
Forderung. Die Repressalien selbst zerfallen in zwei Arten, näm- 
lich in: a) positive Repressalien, welche in der Wegnahme von 
Personen oder Sachen bestehen ; b) negative Repressalien, welche 
sich in der Vorenthaltung von Rechten oder in der Nichterfül- 
lung vertragsmässiger Verbindlichkeiten äussern. Man unter- 
scheidet ausserdem : a) besondere Repressalien, welche — heute 



Gebiete; die Aufkündigung von Verträgen zu gemeinschaftlicher Beschaffung von 
Vortheilen, deren grössere Hälfte dem Gegner zu Gute kam ; eine Schifffahrts- 
acte im Falle der Erschwerung des diesseitigen Handels mit den Colonieen des 
Gegners u. s. w. 

*) Vergl. hierüber, sowie über Retorsion überhaupt Berner's Art. »Re- 
torsion« in Bluntschli's Staatswörterbuch, VH!. S. 596 u. f. 

®) Ueber Repressalien (von reprehendere, nicht von reprimere abgeleitet) 
vergl. Heffter, a. a. O., S. 233 — 236, und Bluntschli, a. a. O., S. 278 
u. f., sowie Berner's Art. »Repressalie« in Bluntschli's Staatswörterbuch, 
vni. S. 596 u. f. 
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nicht mehr gebräuchlich — in der dem Beschädigten ertheilten 
Befugniss enthalten sind, auf Kosten der fremden Nation sich 
selbst Schadenersatz zu verschaffen; b) allgemeine Repressalien, 
welche eine vom Staate selbst geübte Massregel darstellen.*) 

Ihre Erledigung finden Repressalien mit Erlangung der 
Remedur oder Genugthuung, durch anderweitige gütliche Ver- 
einbarung oder durch Ausbruch des Krieges.^) 

§9. 

Als minder eingreifende gewaltsame Mittel zur Erledigung 
völkerrechtlicher Streitigkeiten oder als weitere Arten der Selbst- 
hilfe ohne Krieg sind schliesslich noch das »Embargo« und — 
unter Umständen — die »Blocade« zu verzeichnen.^) 

Unter »Embargo« versteht man die vorläufige Zurück- 
haltung oder Beschlagnahme der in den nationalen Gewässern 
eines Staates und namentlich in den Häfen desselben sich 
aufhaltenden fremden Kauffahrteischiffe. Ein derartiger Arrest 
kann übrigens nicht nur als Repressalie, sondern auch als Prä- 
ventivmassregel bei drohendem Kriegsausbruche oder auch im 
Kriegsverlaufe selbst angewendet werden. Gegenwärtig besteht 
jedoch das Embargo factisch nur mehr als eine Art der Re- 
pressalie, ^0) 



') Repressalien werden z. B. geübt, wenn wegen einer ungerechten Hin- 
richtung eines diesseitigen Angehörigen unschuldige Bürger des fremden Staates 
diesseits ebenfalls hingerichtet werden ; wenn wegen einer ungerechtfertigten Weg- 
nahme diesseitigen Eigenthums durch den fremden Staat das Eigenthum seiner 
Bürger im diesseitigen Gebiete zerstört oder denselben definitiv entzogen wird; 
wenn als Wiedervergeltung für eine in diplomatischen Verhältnissen erzeugte 
Ungunst ein rechtsgiltig bestehender und vom Gegner nicht verletzter Vertrag 
einseitig gebrochen wird. Siehe v. Mohl, Encyclopädie, S. 453. 

8) Vergl. Pereis, Seerecht, S. 157. 

») Vergl. namentlich Heffter, a. a. O., S. 236—238. 

w) Embargo von (span.) embargar •= anhalten. — Vergl. Pereis, See- 
recht, S. 166. — Siehe Geffcken's Note bei Heffter, a. a. O., S. 237—238. 
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Unter »Blocade« versteht man im Allgemeinen die Ab- 
sperrung einer fremden Küste oder eines Theiles derselben 
gegen allen Verkehr von Aussen und nach Aussen durch be- 
waffnete Macht: man unterscheidet sodann die Blocade ohne 
Krieg oder die Friedensblocade und die Blocade als Kriegs- 
massregel oder die Kriegsblocade. ") Die hier ausschliesslich in 
Betracht gelangende Friedensblocade kann als Repressalie oder 
zur Verhütung von Rechtsverletzungen verhängt werden, führt 
jedoch im Falle des Biocadebruches zu keiner Confiscation von 
Schiffen und Gütern der Angehörigen dritter Staaten. ^^) Die Zu- 
lässigkeit einer Friedensblocade kann nicht bestritten werden, 
wenn überhaupt Repressalien zugelassen werden.'^) 



1») Blocus = Verkell rssperre. — Es gibt übrigens nicht nur eine Seeblocade, 
sondern auch eine Landblocade; die Seeblocade ist nur practisch ungleich wichti- 
ger, als die Landblocade (blocus hermdtique). — Vergl. BluntscTili, a. a. O., 
S. 283. — Von der Kriegsblocade wird in späteren Auseinandersetzungen die 
Rede sein. 

'2) Siehe über die Friedensblocade und die daran sich anschliessende Con- 
troverse namentlich Pereis, Seerecht, S. 167 u. f. 

'3) Siehe Geffcken's Note bei Heffter, a. a. O., S. 238. — Die 
Friedensblocade repräsentirt allerdings ein Institut neueren Ursprunges, indem 
der erste Fall derselben von 1827 datirt. — Das neue Institut ist jedoch nicht 
nur im positiven Rechte begründet, sondern entspricht auch in hohem Grade den 
Interessen und Anforderungen der Humanität. 
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ERSTER THEIL 
EIGENTLICHES KRIEGSRECHT 
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Erster Abschnitt. 
Das Kriegsrecht im Allgemeinen. ') 



Erstes Kapitel 
Wesen und Arten des Krieges, sowie Begriff des Kriegsrechtes. 2) 

§ 10. 
Der Krieg ist, wie derselbe schon oben definirt wurde, 
Abwehr des Unrechtes mit bewaffneter Hand von Staat gegen 
Staat und repräsentirt als solche die äusserste Selbsthilfe. Man 
hat den Krieg wohl auch schon »einen Rechtsstreit zwischen 
Staaten als Kriegsparteien über öffentliches Recht« genannt: 
hiebei hat man aber Anlass und Wesen des Krieges verwechselt. 
Ein Rechtsstreit kann die Veranlassung zum Kriege werden; 
der Krieg selbst ist aber ein physischer Kampf, »indem zwei 
Staaten versuchen, gewaltsam einen Gegensatz der Interessen 
und Ansprüche, der durch Mittel der Verständigung oder Acte 
einseitiger Selbsthilfe nicht auszugleichen schien , dadurch zu 
überwinden, dass jeder mit Anspannung aller Kräfte die Mittel 
zu vernichten strebt, durch welche der Gegner seinen Willen 
aufrecht hält«.^) 



*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 239 u. f. und die da- 
selbst verzeichnete Literatur. 

2) Wir behandeln in der Hauptsache in drei Abschnitten: das Kriegsrecht 
im Allgemeinen, die Wirkungen des Krieges u. s. w. und die Kriegsbeendigung. 
— Vergl. den trefflichen Art. »Kriegsrecht« von Berner in Bluntschli's 
Staatswörterbuch, VI. S. 98 u. f. 

3) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 240. 



Digitized by 



Google 



i6 



Die Frage nach der Erlaubtheit des Krieges überhaupt 
und nach den Voraussetzungen eines gerechten Krieges im Be- 
sonderen gehört nicht in die Lehre vom positiven europäischen 
Völkerrechte.*) 

Die europäische Staatenpraxis hat zu allen Zeiten die Er- 
laubtheit des Krieges anerkannt ; und auch der moderne Cultur- 
staat hält an dem Satze fest, dass der Krieg unvermeidlich sei, 
wenn nicht schliesslich jedes Recht der Gewaltthat blossgestellt 
sein soll. 5) 

§ II- 

Zu den rechtlich erheblichen Eintheilungen des Krieges ge- 
hören die Eintheilung des Krieges in Angriffs- und Vertheidigungs- 
krieg, sowie die Eintheilung des Krieges in Land- und Seekrieg. 

Wenn mit der Unterscheidung zwischen Angriffs- und 
Vertheidigungskrieg oft die Annahme einer ausschliesslichen 
Gerechtigkeit des Vertheidigungskrieges und einer unbedingten 
Ungerechtigkeit des Angriffskrieges verbunden wird, so ist diese 
Annahme nur unter der Voraussetzung zutreffend, dass man 
unter dem Angreifer diejenige Partei versteht, welche zuerst das 
Recht verletzt hat. Versteht man aber unter dem Angreifer 
diejenige Partei, welche zuerst zu den Waffen greift, so gilt 
gegen den zuerst die Waffen ergreifenden Staat die Vermuthung 
der Rechtswidrigkeit ebenso wenig, als gegen einen bürgerlichen 
Kläger. Der in seinem Rechte bedrohte Staat darf angreifen im 
Interesse seiner Vertheidigung. 



4) Vergl. Pereis, Seerecht, S. 170 u. f. 

*) Mohl bemerkt (Encyclopädie, S. 489): »Eine als verbindliche Rechts- 
anstalt aufgestellte völkerrechtliche Einrichtung zur Verhinderung eines Krieges 
besteht nicht. Es ist nur im Pariser Frieden von 1856 der Wunsch ausgesprochen 
worden, dass beim Ausbruche ernster Zwistigkeiten, ehe zu den Waffen gegriffen 
wird, die guten Dienste einer befreundeten Macht angerufen werden mögen. Ein 
Wunsch, welcher bisher nicht einmal Erfüllung fand.« Siehe oben S. 5. 
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Die Unterscheidung zwischen Land- und Seekrieg ist recht- 
lich erheblich, weil nach der Natur der Sache und nach Mass- 
gabe einer mehrhundertjährigen Praxis für den Seekrieg viele 
besondere, d. h. von der allgemeinen Kriegspraxis abweichende, 
Grundsätze und Uebungen bestehen, deren Eigenthümlichkeiten 
theils in den Beziehungen zwischen den Kriegsparteien selbst, 
theils in deren Verhältniss zu den neutralen Mächten zu Tage 
treten. ®) 

§ 12. 

Der Ausdruck »Kriegsrecht» wird in einem doppelten 
Sinne gebraucht, d. h. man hat das »jus belli im subjectiven Sinne« 
und das »jus belli im objectiven Sinne« zu unterscheiden. 

Das jus belli im subjectiven Sinne ist das Recht zur Krieg- 
führung, wobei es sich sohin um die später des Näheren zu 
erörternde Frage handelt, unter welchen Parteien ein Kriegs- 
zustand eintreten könne oder welche Parteien als Kriegsparteien 
angesehen werden dürfen und müssen. 

Das jus belli im objectiven Sinne ist der Inbegriff der- 
jenigen Normen, welche, feststehend auf dem Grunde gemein- 
samer Ueberzeugung, im Falle eines Krieges für das Verhältniss 
der Kriegsparteien zu einander und zu dritten Mächten gelten.^) 



6) Ueber »Straf krieg« und »Vernichtungskrieg« siehe Bern er, a. a. O., 
S. 99 — loi. 

') Die Ueberschreitung dieses Kriegsrechtes gilt als Barbarei. Die soge- 
nannte »Kriegsmanier« ist die »von der Sitte im Einzelnen bestimmte rechte 
Weise des Krieges, auf deren gleichmässige Beobachtung Jeder bei dem Anderen 
rechnet.« Der Kriegsmanier steht gegenüber die sogenannte »Kriegsraison«, d. h. 
die Ueberschreitung der gewöhnlichen Sitte von Seiten einer Kriegspartei wegen 
Verletzung der Kriegsmanier durch die andere Kriegspartei oder auch in Folge 
der äussersten Noth und Gefahr. 



R e s c h , Modernes Kriegsrecht, a. Aufl. 
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Zweites Kapitel. 

Eriegsparteien» Hauptparteien und Nebenparteien, sowie Kriegsfeld 
oder Kriegsschaupl atz. ^) 

§ 13- 

Als Parteien, denen das jus belli im subjectiven Sinne 
zukommt, d. h. als Kriegsparteien, gelten in unbedingter Weise 
nur die unabhängigen und selbstständigen Staaten. 

Staatenlose Personen, wie z. B. Freibeuter, Korsaren und 
Briganti, sind keine Kriegspartei, d. h. keine Feinde, welche 
nach Kriegsrecht behandelt werden, sondern Uebelthäter, die 
bestraft werden müssen. 

Den Krieg zwischen unabhängigen und selbstständigen 
Staaten bezeichnet man wohl auch mitunter als »öffentlichen« 
Krieg im Gegensatze zum sogenannten »Kriege der Privat- 
personen« in Gestalt des Duelles und des Landfriedensbruches. 
Unter einem »gemischten Kriege« versteht man alsdann den 
Krieg der Staatsgewalt gegen die Unterthanen, weil hier Staat 
und Private einander gegenüberstehen.'*^) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 241 — 246. 

2) Heffter erklärt (a. a. O., S. 241): »Ein innerer Krieg politischer 
Parteien desselben Staates kann höchstens nur als ein Nothkrieg Anspruch auf 
Rechtmässigkeit haben; er kann auch keinen eigentlichen Kriegsstand, wie unter 
fremden Staatsgewalten, hervorbringen, so länge nicht die streitenden Theile einen 
getrennten territorialen Besitzstand gegen einander erlangt haben und behaupten. c 
Hiezu bemerkt Geffcken (bei Heffter, a. a. O., S. 241 — 242): »Da der 
Kriegsstand zwischen unabhängigen Staaten von jedem Anderen anerkannt werden 
muss, so kommt es bei Bürgerkriegen lediglich auf die Thatsache an, ob es sich 
um einen vorübergehenden Aufstand handelt oder ob sich zwei Theile gegenüber 
stehen, die als staatlich organisirt gelten können. Eine Macht, die das Meer mit 
ihren Kreuzern bedeckt, muss entweder als kriegführende Macht oder als Seeräuber 
behandelt werden, Nichts war unbegründeter, als die Klage der Vereinigten 
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§ 14- 

In Ansehung der Kriegsparteien selbst sind die Haupt- 
parteien und die Nebenparteien zu unterscheiden. Die Neben- 
parteien leisten den mit einander in Krieg gerathenen Haupt- 
parteien nur Kriegshilfe. Von zwei Staaten, welche von Anfang 
an in Gemeinschaft einen Krieg unternehmen, gilt keiner als 
Nebenpartei. 

Die Kriegshilfe der Nebenparteien ist entweder eine all- 
gemeine oder eine partikuläre. 

Die allgemeine Kriegshilfe lässt alle der Hilfsmacht zu 
Gebote stehenden Kräfte und Mittel in Anspruch nehmen; die 
partikuläre Kriegshilfe besteht in der Gewährung qualitativ und 
quantitativ bestimmter Vortheile behufs Verstärkung des An- 
griffs- oder Vertheidigungssystemes einer kriegführenden Macht 
mit dauernder Verbindlichkeit zu den entsprechenden Leistungen 
oder Vergünstigungen bis zur Erreichung des feindseligen End- 
zweckes.^) 

§ IS- 

Der Krieg erstreckt sich auf das Gebiet, innerhalb dessen 
die Kriegsparteien sich ohne Rechtsverletzung Dritter bekämpfen 
können, d. h. auf das Territorium der Kriegsparteien einschliess- 
lich der Territorial- oder Eigenthumsmeere, sowie auf die hohe 
See oder das offene Meer. 

Dieses Gebiet, abgegrenzt durch die Schranken der Neu- 
tralität, wird als das Kriegsfeld oder als der Kriegsschauplatz 
bezeichnet. 



Staaten über die Anerkennung der Sudstaaten als kriegführender Macht durch 
England und Frankreich, während sie selbst die Blocade der sudstaatlichen Häfen 
notifizirten und also den de facto Kriegszustand anerkannten.« 

3) Ueber das Verhältniss unter den Verbündeten selbst, soferne es nicht 
genau in anderer Weise durch den Bandesvertrag bestimmt ist, sowie über das 

2* 
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Unter den sogenannten Localisirungen des Krieges versteht 
man die durch Conventionen oder Politik herbeigeführten Be- 
schränkungen des Kriegsfeldes oder Kriegsschauplatzes auf einen 
Theil des beiderseitigen Staatsgebietes.*) 



Verhältniss des Feindes zu den Kriegsverbündeten seines Gegners vergl. im Ein- 
zelnen Heffter, a. a. O., S. 243 u. f. 

4) Siehe Heffter, a. a. O., S. 246. - — Schon im siebenjährigen Kriege 
verhandelte man über eine während des Waffenstillstandes fortzusetzende Belage- 
rung der Festung Neisse. — In unserem Jahrhunderte erfolgten particuläre Kriegs- 
operationen gegen einen bestimmten Theil eines gegnerischen Gebietes vornehm- 
lich bei Interventionen zu Gunsten des europäischen Friedens. 
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Drittes Kapitel. 
Eriegseröffhung. 

§ i6. 
Die Kriegseröffnung besteht in dem Beginne derjenigen 
Feindseligkeiten, durch welche die Integrität und Selbstständig- 
keit eines Staates mit Waffengewalt bedroht wird. 2) 

§ 17. 

Der Kriegseröffnung gehen der Abbruch des diplomatischen 
Verkehres mit dem Gegner, sowie die Kriegserklärung durch 
sogenannte Kriegsmanifeste voraus.^) 

Die Abbrechung des diplomatischen Verkehres kann jedoch 
auch nur zu dem Zwecke erfolgen, um einen Krieg zu verhin- 
dern, und gehört dann — geradeso wie z. B. das Embargo und 
die Friedensblocade — zu den minder eingreifenden gewaltsamen 
Mitteln der Selbsthilfe, resp. zu den entsprechenden Zwangsmitteln 
ohne Krieg.*) 



») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 249 — 252. 

2) Siehe Heffter, a. a. O., S. 251. 

3) Die antike Rechtsübung der Römer betrachtete die feierliche »Kriegs- 
androhung« und sodann die nachfolgende »Kriegserklärung« als eine Bedingung 
des gerechten Krieges. Ueber die Kriegsandrohung vergl. Bluntschli, a. a. O., 
S. 292 u. f. 

*) Vergl. V. Mohl, Encyclopädie, S. 454 — ^455. Mohl erklärt mit 
Recht: »Die Einführung dieses gewaltsamen Schutzmittels im positiven europäi- 
schen Völkerrechte ist als ein Zeichen weiter fortschreitender Gesittung zu be- 
grüssen, indem in Fällen, welche früher zu einer unmittelbaren Eröffnung von 
Feindseligkeiten geführt hätten, jetzt doch noch eia letzter Zwischenversuch zur 
Wiederherstellung eines allen Theilen nützlichen Verhältnisses gemacht wird. Die 
Wissenschaft hat übrigens bis jetzt dem ganzen Verhältnisse ihre Aufmerksamkeit 
noch nicht zugewendet. Selbst in den Systemen des Völkerrechtes findet sich 
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Die Kriegserklärung ist nach der Natur der Sache nur 
die Pflicht des angreifenden Theiles. Der angegriffene Theil 
mag nach eigenem Interesse und Ermessen über die Zweck- 
mässigkeit eines Manifestes entscheiden, worin die Verschuldung 
des Angriffes abgelehnt und zurückgewiesen wird. Unter einer 
sogenannten » bedingten c Kriegserklärung versteht man die einer 
ausgesprochenen Forderung beigefügte Erklärung, dass man im 
Falle der Weigerung zu den Waffe» greifen werde.*) 

§ i8. 

Im Zusammenhange mit der Kriegseröffnung erfolgen die 
Dehortatorien, Inhibitorien (resp. Licenzen) und Avocatorien. 

Dehortatorien sind Ausschreibungen, wodurch der Staat 
seine Unterthanen ermahnt, sich während des Krieges und 
sogar bei einem erst drohenden Kriege gewisser Handlungen 
zu enthalten, welche im Falle des Krieges dem eigenen 
Staate einen Nachtheil verursachen oder dem gegnerischen 
Staate einen Vortheil bringen oder aber auch das Privat- 
interesse gefährden könnten. Inhibitorien sind Verbote des Han- 
dels mit dem gegnerischen Staate und mit dessen Unterthanen. 
Licenzen sind mehr oder minder ausgedehnte Erlaubnisse dieses 
Handels. 



keine Erörterung über das in der Wirklichkeit doch so häufig vorkommende Ab- 
brechen der diplomatischen Verhältnisse als über einen bestimmten völkerrecht- 
lichen Zustand.« 

*) Die Form der Kriegserklärung, welche von der Entscheidung über 
Krieg und Frieden zu trennen ist und stets vom Staatsoberhaupte ausgeht, ist 
nicht wesentlich. Die Kriegserklärung kann auch bedingt durch ein Ultimatum 
erfolgen ; aber sie kann nicht entbehrt werden : sie ist schon deshalb nöthig, um 
das Datum des Kriegsanfanges festzustellen, welcher für die Unterthanen der 
Kriegführenden wie für die Neutralen bestimmte Verbindlichkeiten mit sich bringt. 
— Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 250. — Un fait solennel doit 
constater T^tat de guerre ! C a 1 v o. 
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Unter Avocatorien versteht man Abberufungsbefehle oder 
Abberufungspatente an die im feindlichen Lande befindlichen 
Unterthanen.^) 



•) Massenhafte Austreibungen der Ausländer aus dem Staatsgebiete (Xene- 
lasien), welche früher selbst durch den Klang von Pauken und Trompeten ver- 
schönert wurden, kommen heute nicht mehr vor. Das Staatsoberhaupt darf die im 
Staate beim Ausbruche des Krieges befindlichen Unterthanen des Gegners weder 
zurückbehalten, noch sie plötzlich oder gar schimpflich ohne besondere Gründe 
verjagen: verlangt man ihre Abreise, so darf man dabei die Rücksichten der 
Humanität nicht verletzen. Siehe Berner's Art. »Kriegsrecht« in Bluntschli's 
Staatswörterbuch, VI. S. 109. — Mitunter sind von einzelnen Regierungen ge- 
gebenen Falles wohl auch Massregeln ergriffen worden, welche noch peinlicher 
berühren, als Xenelasien: wir erinnern z. B. an das Decret Napoleon's I. von 1803, 
wodurch alle in Frankreich befindlichen Engländer vom 18. — 60. Jahre zu Kriegs- 
gefangenen erklärt wurden. — Bekannt ist, dass Katharina II. im Jahre 1790 
von allen in Russland verweilenden Personen französischer Staatsangehörigkeit die 
Abschwörung der Grundsätze der Revolution verlangte. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Rechtsverhältnisse der Kriegführung im Einzelnen. 



Erstes Kapitel. 

Die unmittelbaren Wirkungen der Eriegseröflfhung, persönlicher Kriegs- 
stand und erlaubte, respective unerlaubte, Eriegsmittel. 



/. Die tmmittelbaren Wirkungen der Kriegseröffnung. ') 

§ 19. 

Durch die Kriegseröffnung wird die Rechtsordnung nicht 
aufgehoben und zwar auch nicht im Verhältnisse der krieg- 
führenden Staaten zu einander. 

Die Kriegseröffnung hat jedoch Wirkungen, welche das 
bestehende Recht zum Theile suspendiren, zum Theile abändern, 
so dass nunmehr das regelmässige Friedensrecht durch ein eigen- 
thümliches Kriegsrecht als Ausnahmerecht modificirt wird. 

Man kann daher mit Heffter erklären, dass die nächste 
unmittelbare Wirkung der Kriegseröffnung »die thatsächliche 
Suspension des bisherigen friedlichen Verhältnisses und Ver- 
kehres unter den kriegführenden Mächten sei«; dass aber »der 
Krieg nicht jedes rechtliche Band unter den streitenden Parteien 
von Rechtswegen auflöse und ein solches erst durch den Frieden 
von Neuem entstehen lasse «.2) 

*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 252 — 257, und die da- 
selbst verzeichnete Literatur. 

2) Bluntschli bemerkt diesfalls (a. a. O., S. 296): »Die alten Natur- 
rechtslehrer meinten, nur durch Friedens- und Gesell schafts vertrage werde der 
Zustand eines bellum omnium contra omnes, des allgemeinen Krieges Aller mit 
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§ 20. 

Die Kriegseröffnung kann, da sie die Rechtsordnung über- 
haupt nicht vernichtet, insbesondere auch nicht alles Vertrags- 
recht zerstören. Die Ansicht mancher älteren Publicisten, dass 
der Krieg ipso facto die Verträge zwischen den kriegführenden 
Staaten aufhebe, erweist sich als unhaltbar schon aus dem 
Grunde, weil viele Verträge eigens für den Kriegszustand abge- 
schlossen werden und erst im Kriege zur Wirksamkeit gelangen. 
Es ist daher nicht einzusehen, warum die fortdauernde Rechtsgiltig- 
keit anderer Verträge, welche nicht eigens für den Kriegszustand 
abgeschlossen worden sind, principiell verneint werden soll. 

Mit der Rechtsgiltigkeit der Verträge ist jedoch die that- 
sächliche Wirksamkeit derselben nicht zu verwechseln: diese 
letztere wird allerdings während des Krieges insoweit suspendirt, 
als sie mit der Absicht und Nothwendigkeit der Kriegführung 
unvereinbar ist. 

Ausserdem liegt es in der Natur der Sache, dass die 
Unterthanen der Kriegsparteien den durch die kriegführenden 
Mächte vorgeschriebenen Beschränkungen des Verkehres und 
insbesondere des Handels mit dem Feinde oder mit Neutralen 
sich zu unterwerfen haben. -^j 

§ 21. 
Eine nicht minder berühmte, als wichtige Streitfrage be- 
zieht sich darauf, ob der Krieg selbst schon ein Verbot des 
Handels mit den Angehörigen des feindlichen Staates in sich 



einander, beschränkt und ein vertragsmässiger Rechtszustand eingeführt; und sie 
behaupteten, wenn nun die Staaten wider einander den Krieg erklären, so be- 
deute das die Rückkehr in jenen ursprünglichen völlig rechtlosen Kriegszustand. 
Sie nahmen in Folge dessen an, im Kriege werden keine Rechte mehr anerkannt, 
sondern herrsche nur die physische Gewalt. Diese ganze Ansicht wird von der 
heutigen Rechtswissenschaft als Irrthum verworfen.« 

3) Vergl. die einschlagenden Erörterungen von Wurm in der Tübinger 
Zeitschrift für Staats Wissenschaft, VII. S. 350 u. f. 
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schliesse und demgemäss die Licenzen als Ausnahme anzusehen 
seien, — oder ob umgekehrt die Freiheit des Handels die Regel 
bilde, welche erst durch Inhibitorien ihre Ausnahmen erfahre. 
Beide Ansichten finden ihre Vertretung nicht nur in der Staaten- 
praxis, sondern auch in der Völkerrechtsdoctrin. H e f f t e r z. B. 
bekämpft die Annahme, dass eine absolute Handels- und Handels- 
geschäftssperre unter feindlichen Staaten die Selbstfolge der 
Kriegseröffnung sei; Geffcken erklärt sich dagegen für den 
Bynkershoek'schen Satz i quam vis autem nuUa specialis sit 
commerciorum prohibitio, ipso tamen jure belli commercia sunt 
vetitac, weil die Natur des Krieges den friedlichen Verkehr auf- 
hören lasse und die Ausnahme ausdrücklich erlaubt, nicht das 
Verbot gegeben sein müsse. ^) 

Allgemein anerkannt ist, dass jeder kriegführende Staat 
die Befugniss hat, einerseits: 

1. allen eigenen Unterthanen die gänzliche oder theil weise 
Unterlassung des Handelsverkehres mit den Unterthanen des 
feindlichen Staates zu verbieten, jeden feindlichen Unterthan von 
solchem Verkehre thatsächlich zurückzuweisen und feindlichen 
Handelsforderungen, z. B. den Versicherungen feindlicher Güter, 
die Klagbarkeit zu versagen; andererseits: 

2. durch Ertheilung specieller Licenzen einen bestimmten 
Handelsverkehr zu gestatten.*) 

Mit Rücksicht aut die oben bezeichnete Streitfrage leuchtet 
hienach ein, dass bei beiden Verfahrungsweisen das Recht des 
Staates zum Verbote gefährlichen Handels und das Recht der 
Einzelnen zum Betriebe ungefährlichen Handels gleichmässig 
zusammen bestehen können. Nicht minder einleuchtend ist zu- 
gleich, dass keine der beiden Verfahrungsweisen an sich frei- 
sinniger ist, als die andere: ausgehend von dem Grundsatze, 



*) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 256. 
») Siehe Heffter, a. a. O., S. 255. 
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dass der Krieg den Handel aulhebe, kann man durch Licenzen 
der Handelsfreiheit den weitesten Spielraum eröffnen; und von 
dem Grundsatze ausgehend, dass der Krieg den Handel fort- 
bestehen lasse, kann man durch Inhibitorien die Handelsfreiheit 
auf das engste Gebiet beschränken.^) 

//. Persönlicher Kriegsstand.^) 

§ 22. 

Man unterscheidet den activen und den passiven persön- 
lichen Kriegsstand, d. h. man unterscheidet feindliche Personen 
im eigentlichen activen Sinne oder active Feinde und feindliche 
Personen im weiteren passiven Sinne oder passive Feinde. Active 
Feinde sind nur die Staaten als die eigentlichen Kriegsparteien 
und sohin auch die Angehörigen der staatlichen Wehrkraft, welche 
im Auftrage des Staates die Feindschaft thatsächlich ausübt. 
Als passive Feinde erscheinen alle übrigen Angehörigen oder 
Unterthanen eines kriegführenden Staates, insoferne dieselben 
den Folgen der Feindschaft zwischen den Staaten ausgesetzt 
sind, resp. insoferne >ihr Zusammenhang mit dem Kriegsheere, 
sowie Art und Zweck des Krieges ihre Mitleidenschaft unent- 
behrlich macht €.2) 

Diese Unterscheidung zwischen activen und passiven Fein- 
den ist von einschneidender practischer Bedeutung.^) 

Die friedlichen Bewohner in Feindesland müssen zwar die 
nothwendigen Wirkungen des Krieges über sich ergehen lassen 



•) Vergl. Bern er 's Art »Kriegsrecht« in Bluntschli's Staatswörter- 
buch, VI. S. 109. 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 257— 261. 

») Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 317 u. f. 

ä) Durch die Unterscheidung von activen und passiven Feinden, resp. durch 
die practische Anerkennung dieses Unterschiedes, ist die »Barbarei des Krieges« 
wesentlich humanisirt worden! 
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und sind der siegenden Kriegspartei zum Gehorsam verpflichtet; 
sie dürfen aber nicht als öffentliche Feinde angesehen und be- 
handelt werden.*) 

§ 23. 

Als Angehörige der staatlichen Wehrkraft gelten: i. die 
sogenannten regulären Land- und Seemannschaften, 2. die in 
ausserordentlicher Weise aufgebotene irreguläre Land- und See- 
macht, 3. die sogenannten Nichtcombattanten, d. h. diejenigen 
Personen, welche nur zum Dienste der Combattanten angestellt 
und zur Ausübung activer Kriegsrechte nicht befugt sind.^) 

Freischaaren oder Freicorps werden als Feinde angesehen, 
wenn dieselben von einer Staatsmacht beauftragt oder autorisirt 
sind; im Unterschiede von diesen autorisirten Freicorps werden 
die nicht autorisirten Freicorps nur dann wie feindliche Truppen 
behandelt, wenn dieselben (mindestens auf Flintenschuss weite) als 
Feinde erkennbar und militärisch organisirt, resp. insbesondere 
verantwortlichen Befehlshabern unterstellt sind. Falls diese dop- 
pelte Voraussetzung nicht zutrifft, befinden sich die nicht auto- 
risirten Freicorps gerade so, wie vereinzelte Freischützen (Franc- 
tireurs) und Freibeuter oder auf Schiffen vereinigte Korsaren 
ausserhalb des regulären Kriegsstandes.**) 

Die von einer Kriegspartei mit Caper- oder Markebriefen 
ausgestatteten Privatcaper (Armateurs, Privateers) sind als Be- 
standtheile der staatlichen Seemacht zu betrachten und stehen 
als solche unter den Befehlen der Admiralität.') 



*) Selbstverständlich erhält jeder Einzelne das Recht des activen Wider- 
standes, sobald der Feind selbst zu einem Vernichtungskriege sich entschliesst 
oder sobald einzelne Angehörige des feindlichen Staates in ihrem Verhalten die 
Kriegssitte verleugnen. 

*) Z. B. Feldgeistliche, Aerzte, Verpflegsbeamte, Marketender u. s. w. 

6) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 266. 

') Siehe insbesondere Pereis, Seerecht, S. 182 u. f. 



Digitized by 



Google 



29 



§ 24. 

Was insbesondere die Caperei anbelangt, so stammt die 
Zulassung und Benützung dieser Institution aus dem Repressalien- 
gebrauche des Mittelalters. Bereits im vorigen Jahrhunderte sind 
verschiedene Versuche gemacht worden, um die Caperei zu unter- 
sagen. Allein erst auf dem Pariser Congresse von 1856 ist am 
16. April eine gemeinsame Erklärung der europäischen Mächte 
über das Seerecht in Kriegszeiten zu Stande gekommen, deren 
erster Artikel lautet: »La course est et demeure abolie«.®) 

Die Erklärung ist ursprünglich nur von den fünf europäi- 
schen Grossmächten England, Frankreich, Oesterreich, Preussen 
und Russland, sodann dem Königreiche Sardinien (Italien) und 
der Türkei unterzeichnet worden, — hat aber später auch 
die ausdrückliche Zustimmung der übrigen europäischen Staaten 
und mancher amerikanischen Staaten erhalten. Der Grundsatz 
ist in der Hauptsache nur deshalb noch nicht allgemein aner- 
kannt, weil die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihre Zu- 
stimmung versagten und zwar nicht aus dem Grunde, weil sie 
die Caperei billigten, sondern aus dem Grunde, weil ihnen die 
Caperei so lange als Nothwehr unentbehrlich schien, als nicht 
die Kriegsmarine selbst auf die Seebeute gegen Handelsschiffe 
verzichtet.") 

Soferne daher in den Seekriegen der Zukunft überhaupt 
noch die Ertheilung von Caperbriefen erfolgen sollte, behaupten 
auch noch ihre Geltung die Grundsätze der älteren Praxis: '^) 



8) »Die Caperei ist und bleibt abgeschafft!« 

ö) Von Seestaaten sind der Pariser Seerechts-Declaration nicht beigetreten 
in Europa — Spanien, in Amerika — abgesehen von den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika — Mexico. 

10) Die Grundsätze der älteren Praxis gehen in Ansehung der Caperei 
wesentlich dahin: i. nur eine kriegführende Hauptpartei hat das Recht, Caper- 
briefe zu ertheilen und die näheren Modalitäten der Ertheilung zu reguliren; 
2. auf völkerrechtliche Anerkennung und kriegsmässige Behandlung haben nur 
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mit der Ertheilung von Caperbriefen ist jedoch selbstverständ- 
lich nicht identisch und nicht zu verwechseln die der Autorisi- 
rung von Freicorps zu Lande analoge Herstellung einer frei- 
willigen Seewehr, dferen Zweck nicht in der Wegnahme von feind- 
lichem Privateigenthume, sondern in der Wegnahme und Zer- 
störung feindlicher Kriegsschiffe besteht J') 

///. Erlaubte, resp. unerlaubte, Kriegsmittel. ^) 

§ 25- 

Zu den erlaubten Mitteln der Kriegführung gehören theils 
die offene Gewalt, theils die List^) 

Gewalt darf jedoch weder nutzlos, noch barbarisch ange- 
wendet werden; die List, d. h. die Anwendung versteckter Mittel, 
ist nicht zu verwechseln mit Falschheit oder Treulosigkeit.^) 

Manche an sich erlaubte List, wie insbesondere z. B. die 
Benützung der Kennzeichen der feindlichen Kriegsmacht (Uni- 
formen, Fahnen und Flaggen), wird völkerrechtswidrig, sobald 
die Täuschung über die Vorbereitungen zum Kampfe hinaus 
getrieben wird: im Kampfe, resp. unmittelbar vor und während 



diejenigen Caper einen Anspruch, welche sich in gehöriger Form durch den Be- 
sitz eines Caperbriefes legitimiren und sich selbst nach dem Kriegsgebrauche 
verhalten; 3. ein Caper, der von beiden Kriegsparteien Caperbriefe annimmt, 
gilt als Pirat. Vergl. He ff t er, a. a. O., S. 259 — 260. 

«') Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 261. 

») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 262—265. 

*) »Die List«, sagt Bluntschli (a. a. O., S. 315), »dient dazu, die phy- 
sische Ueberlegenheit des Feindes durch ein geistiges Gegengewicht zu vermin- 
dern oder zu überwinden.« 

3) Als erlaubt betrachtet man z. B. verdeckte Märsche, die Legung eines 
Hinterhaltes, die Anwendung von Spionen, die Täuschung des Feindes durch 
Anziehung der feindlichen Uniform oder — im Seekriege — durch Aufsteckung 
einer falschen Flagge. 
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der Action, muss der Feind dem Feinde offen gegenüberstehen 
und unter seiner wahren Fahne und Flagge erscheinen.*) 

§ 26. 

Völkerrechtswidrig ist der Gebrauch vergifteter Waffen 
und die Verbreitung von Giftstoffen und Contagien in Feindes- 
land. Verboten sind nicht minder solche Waffen, welche zweck- 
lose Schmerzen verursachen (z. B. Pfeile mit Widerhacken, ge- 
hacktes Blei oder Glassplitter anstatt der Flintenkugeln). Die 
Kriegssitte verwirft schliesslich die Kettenkugeln (boulets ä chaine) 
und die Stangenkugeln (boulets ä bras), sowie die Beschiessung 
der Schiffe mit glühenden Kugeln und den Wurf von brennen- 
den Pechkränzen in das feindliche Schiff.^) 

Verboten ist jede nutzlose, durch keinen Nothstand ge- 
botene oder als Repressalie zulässige Zerstörung von Eigenthum 
in Feindesland. Dem Bombardement befestigter Plätze hat die 
Aufforderung zur Uebergabe und die Bedrohung mit demselben 
vorauszugehen, während die Anzeige des Beginnes der Beschies- 
sung so wenig verlangt werden kann, wie die Beschränkung der 
Beschiessung auf die Festungswerke.^) 

Wünschenswerth wäre ein allgemeines Verbot der Ver- 
wendung von uncivilisirten Stämmen in Kriegen zwischen civili- 
sirten Staaten.^) 

*) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 265. 

') Gegenüber derartigen obsoleten Kriegsmitteln bemerkt allerdings tref- 
fend General Hartmann: »Kettenkugeln, glühende Kugeln und Pechkränze, 
die noch immer als verpönt selbst in den neuesten Bearbeitungen des Völker- 
rechtes figuriren, sind längst in die Rumpelkammern der Arsenale, resp. der 
Archive, gewandert. Die Projectile, welche die Artillerie der Gegenwart verschiesst, 
bringen da, wo sie treffen, viel grossartigere Verheerungen zu Stande, als jene 
veralteten Geschosse es jemals vermochten; Torpedos räumen gründlicher auf, als 
irgendwelche früher angewendeten Zerstörungsmittel.« 

•) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 264. 

') Da die civilisirte Kriegführung die Barbarei überhaupt nicht duldet, 
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§ 2/. 

Nicht erlaubte List, sondern völkerrechtswidrige Falschheit 
und Treulosigkeit ist zunächst der Bruch eines dem Feinde im 
Kriege gegebenen Versprechens.^) 

Da^ Völkerrecht verbietet sodann den Meuchelmord an 
feindlichen Individuen und die Anregung zu demselben, sowie 
überhaupt alle Anstiftung zu Verbrechen. Unerlaubt ist dem- 
gemäss insbesondere die Aufreizung feindlicher Officiere und 
Soldaten zu Desertion oder Verrath. Als erlaubt gilt dagegen 
die Aufforderung an andere Unterthanen des feindlichen Staates 
zu Handlungen, welche zwar nach den Gesetzen des feindlichen 
Staates verboten und strafbar, jedoch deshalb noch nicht schlecht- 
weg und nothwendig unehrenhaft sind.^) 

Zulässig ist der Gebrauch von Kundschaftern.^^') 



so darf sie auch barbarische Stämme nicht zu Kriegsgenossen machen. — Siehe 
Bluntschli, a. a. O., S. 312. — Vergl. des Fürsten Bismarck Circulare 
vom 9. Jänner 187 1 über die von den Turcos verübten Grausamkeiten. 

8) Uralter Rechtssatz: »Etiam hosti fides servanda!« 

0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 264. 

*o) lieber den Gebrauch von Kundschaftern (l'Espionnage) werden wir uns 
noch später des Näheren auszulassen haben. — Von den »militärischen Kund- 
schaftern« oder den »Militärspionen« sind wesentlich verschieden die »politischen 
Kundschafter«, welche dazu dienen, »um den inneren politischen Zustand eines 
fremden Landes oder aber die Richtung und Angelegenheiten der auswärtigen 
Politik desselben zu erforschen.« — Der politische Kundschafter wird selbst- 
verständlich zum Militärspion, wenn er — nach Heffter 's Ausdruck — einer 
geheimen feindseligen Unternehmung des ihn beauftragthabenden Staates nur 
vorausgeschickt ist, um den rechten Zeitpunkt und Ort zur Ausführung derselben 
zu ermitteln. Vergl. Heffter, a. a. O., S. 482. 
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Zweites Kapitel. 

Die Rechte der Eriegsparteieii in Ansehnng der feindlichen Personen 
und in Ansehung der Sachen des Feindes.^) 



/. Die Rechte der Kriegsparteien ift Ansehung der feindlichen 

Personen!^) 

A. Die Behandlung feindlicher Personen im Allgemeinen.^) 

§ 28. 

Das eigentliche »Kriegsrecht auf Leben und Tod« gilt 
nur gegen die zum Gebrauche der Waffen verpflichteten . und 
berechtigten Personen des feindlichenWehrstandes(Combattanten).^) 



') Bezüglich der nun folgenden Auseinandersetzungen des Textes sind der 
Berücksichtigung namentlich zu empfehlen: i. die »Instructions for the government 
of armies of the United States in the field« von 1865, die erste Codification des 
Kriegsrechtes für den Landkrieg, entworfen von Professor Franz Lieber in 
New- York und, nach Prüfung durch eine militärische Commission, genehmigt von 
dem Präsidenten Lincoln; 2. das »Projet d'une declaration internationale con- 
cernant les lois et coutumes de la guerre« in 56 Artikeln, aufgestellt auf dem 
internationalen Brüsseler Congresse von 1874 auf die Anregung Russlands, nebst 
den Vorverhandlungen und den Sitzungsprotokollen. — Die Li eher 'sehe Arbeit 
hat als Vorbild gedient für Bluntschli's Schrift über »Das moderne Kriegs- 
recht der civilisirten Staaten« (Nördlingen 1866). — Der Brüsseler Congress hat 
den von Russland vorgelegten Entwurf wesentlichen Modificationen unterworfen; 
eine Ratification ist nicht eingetreten. Die Declaration enthält demnach keine 
autoritative Bedeutung, gewährt jedoch wichtiges Material für die Anschauungen 
des modernen Kriegsrechtes. Auf das Seekriegsrecht nimmt der Entwurf keine 
Rücksicht. 

») Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 265—273. 

3) Siehe Heffter, a. a. O., S. 265—269; — vergl. Bluntschli, a. a. O., 
S. 317 u. f. 

<J Siehe Heffter, a. a. O., S. 262. — Vergl. dagegen Bluntschli, 
R e s c h , Modernes Kriegsrecht. z. Aufl. J 
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Diese bewaffneten Feinde sind allen unvermeidlichen Ge- 
fahren des Kampfes ausgesetzt und können daher auch im 
Einzelkampfe mit Recht verwundet oder verstümmelt oder ge- 
tödtet werden. Im Uebrigen gilt jede unnöthige Tödtung selbst 
der bewaffneten Feinde für Unrecht. Insbesondere dürfen daher 
feindliche Personen, welche die Waffen strecken und sich ergeben, 
weder verwundet, noch getödtet werden.*) 

Die sogenannten Nichtcombattanten, welche zum Trosse 
oder zur Ausrüstung der Truppen gehören, sind nach guter 
Kriegssitte vereinzelt nicht anzugreifen oder zu verwunden oder 
zu tödten. Im Gemenge theilen dieselben allerdings das Schick- 
sal der Combattanten. Es ist unmöglich, die Nichtcombattanten, 
insoferne sie sich innerhalb des Schussbereiches und unter den 
Combattanten befinden, vor der allgemeinen Gefahr der Ver- 
wundung oder Tödtung zu bewahren.^) 

§ 29. 
Verwundete, welche selbst nicht mehr von den Waffen 
einen Gebrauch machen wollen oder können, sind jedem ferneren 
Angriffe auf ihre Person entzogen. Die verwundeten oder kran- 
ken Krieger haben ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit der 
Volksangehörigkeit den gerechten Anspruch auf Aufhebung und 



a. a. O., S. 317, in der Anmerkung zu § 568. — Siehe auch Amerikanische 
Kriegsart. 23. 

*) Der militärische Befehl, dem Feinde kein »Quartier« (keinen »Pardon«) 
zu geben, darf nur als Repressalie oder im äussersten Nothfalle und zwar insbe- 
sondere dann ertheilt werden, wenn einer Kriegspartei die Belastung mit Kriegs 
gefangenen der eigenen Sicherheit wegen unmöglich ist. Feindliche Truppen, welche 
ihrerseits kein Quartier geben, verwirken hiedurch den Anspruch auf jenseitige 
Quartiergewährung. Selbst im Falle einer rechtmässigen Quartierverweigerung 
dürfen widerstandsunfähige Feinde oder solche Feinde, welche sich bereits in 
Kriegsgefangenschaft befinden, nicht getödtet werden. Am. Kriegsart. 60 — 62. 

6) Vergl. Heffter, a. a. O-, S. 265, und Bluntschli, a. a. O,, 
S. 322—324. 
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Verpflegung. Schlechthin unzulässig und barbarisch ist die Tod: 
tung der feindlichen Verwundeten und Kranken.^) 

Die Krankenwagen (Ambulancen) und Militärspitäler wer- 
den als neutral anerkannt und sind demgemäss von den Kriegs- 
parteien zu schützen und zu achten, so lange sich Verwundete 
oder Kranke in denselben befinden: das Personal der Kranken- 
wagen und Militärspitäler für die Aufsicht und den Gesundheits-, 
Verwaltungs- und Krankentransportdienst, sowie die Feldpredi- 
ger, participiren an der Wohlthat der Neutralität, so lange sie 
ihren Verrichtungen obliegen, und Verwundete aufzuheben oder 
Kranke zu verpflegen sind.^) 

Parlamentäre oder diejenigen Personen, welche im Auftrage 



') Eine grossartige organisatorische Schöpfung bedeutet in solcher Beziehung 
die Genfer Convention vom 22. August 1864, betreffend die Linderung des 
Loses der im Felddienste verwundeten Militärpersonen, nebst den Zusatzartikeln 
vom 20. October 1868. Diese Convention, ursprünglich zv^rischen zv^rölf Staaten 
vereinbart, zählt jetzt ausser den deutschen Staaten folgende formell verpflichtete 
Mächte: Belgien, Bolivia, Chile, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Gross- 
britannien, Italien, die Niederlande, OesterreichUngarn, Peru, Portugal, Rumänien, 
Russland, Schweden und Norwegen, die Türkei und die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Die Zusatzartikel sind jedoch nicht ratificirt und nicht einmal von 
allen Theilnehmem gutgeheissen. — Vergl. Lüder 's gekrönte Preisschrift über 
die Genfer Convention (1876). — Die Brüsseler Conferenz hat die Genfer Con- 
vention nicht revidirt, sondern nur durch Art. 35 auf die Convention hingewiesen. 

8) Genfer Convention, Art. und 2. — Die im Texte, resp. im Art. 2 
der Genfer Convention, bezeichneten Personen »können selbst nach der feind- 
lichen Besitznahme fortfahren, in den von ihnen bedienten leichten oder Haupt- 
feldlazarethen ihrem Amte zu obliegen, oder sich zurückziehen, um sich den Trup- 
pen anzuschliessen, zu denen sie gehören«. Genf. Conv., Art. 3. — Eine deutlich 
erkennbare und übereinstimmende Fahne soll bei den Feldlazarethen, den Ver- 
bindeplätzen und Depots aufgesteckt werden ; daneben musg unter allen Umständen 
die Nationalflagge aufgepflanzt werden. Ebenso soll für das unter dem Schutze 
der Neutralität stehende Personal eine Armbinde zulässig sein; die Verabfolgung 
einer solchen bleibt indessen der Militärbehörde überlassen. Die Fahne und Arm- 
binde sollen ein rothes Kreuz auf weissem Grunde tragen. Genf. Conv., Art. 7. 

3* 
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einer Kriegspartei bei den Truppen der anderen Kriegspartei 
behufs Unterhandlung über Kriegsverträge erscheinen, werden 
durch die Parlamentärflagge gekennzeichnet und beanspruchen 
den Schutz des Völkerrechtes. Kein Befehlshaber ist jedoch ver- 
pflichtet, Parlamentäre zu empfangen oder gar, sobald eine Par- 
lamentärflagge erscheint, das Gefecht einstellen zu lassen. Die 
Unverletzlichkeit des Parlamentärs und das freie Geleite zur 
Rückkehr treten erst dann in Wirksamkeit, wenn das Gefecht 
eingestellt wird, um dem Parlamentär die Annäherung zu ge- 
statten und zu ermöglichen.^) 

§ 30. 

Personen, welche nicht Angehörige der feindlichen Heeres- 
macht sind, bleiben vor persönlicher Vergewaltigung und dergl. 
geschützt, so lange sie selbst sich keine Feindseligkeiten zu 
Schulden kommen lassen: eine Theilnahme an Feindseligkeiten 
lässt dieser Privilegien verlustig gehen.'") 

Jede Kriegspartei kann jedoch selbstverständlich beliebige 
Sicherungsmassregeln ergreifen und daher insbesondere z. B. 
Waffen oder Geiseln abfordern.'*) 

Eine besondere Schonung lässt die Kriegssitte dem feind- 
lichen Souverän und den Mitgliedern seiner Familie angedeihen. 
Der Feind ist jedoch nicht verpflichtet, die Souveräne und ihre 
Prinzen von denjenigen Lasten zu befreien, welche den fried- 

0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 268. — Vergl. Am. 
Kriegsart. 113 — 116. — Wenn der Parlamentär seine privilegirte Stellung in er- 
wiesener Weise behufs Betreibung militärischer Spionage oder behufs Anstiftung 
von Verschwörungen oder Verrath missbraucht hat, so verliert er den Anspruch 
auf völkerrechtlichen Schutz und kann kriegsgerichtlich bestraft werden. Am. 
Kriegsart. 114. 

»0) Siehe Heffter, a. a. O., S. 266, sowie Geffcken, a. a. O., S. 268. 

'*) Die Geiseln, welche von der Kriegsgewalt aus Sicherheitsgründen ge- 
nommen werden, sind ähnlich den Kriegsgefangenen in ihrer freien Bewegung 
gehemmt. Am. Kriegsart. 54. 
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liehen Bürger treffen. Einen feindlichen Souverän, der sich selbst 
an der Kriegführung betheiligt, hat man nicht als unverletzlich 
zu betrachten: man darf insbesondere Geschütze auf ihn richten; 
und Souveräne zu Kriegsgefangenen 7ai machen, gleichviel ob sie 
an den Kriegsoperationen sich betheiligen oder nicht, ist unbe- 
streitbar europäische Völkerrechtspraxis. '2) 

B. Insbesondere die Kriegsgefangenschaft») 

§ 31. 

Der Kriegsgefangenschaft unterliegen alle in Bezug auf den 
Krieg wirksam handelnden Personen und sohin insbesondere: 
I. der Souverän nebst den waffentragenden und waffenfähigen 
Mitgliedern seiner Familie, 2. alle zur bewaffneten activen Streit- 
macht gehörigen Individuen, 3. Minister, Diplomaten, Beamte 
Couriere u. dgl. Personen. Dagegen sind friedliche Bewohner in 
Feindesland der Kriegsgefangenschaft nur ausnahmsweise und 
zwar dann ausgesetzt, wenn solche Massregel durch die Sicher- 
heit des kriegführenden Heeres oder Staates erfordert wird. 
Wenn jedoch die Bevölkerung sich in Masse zur Vertheidigung 
ihres Landes erhebt, so kann dieselbe der Kriegsgefangenschaft 
unterworfen werden. 2) 

Die Nichtcombattanten und selbst solche Personen, welche 
sich dem Heereskörper anschliessen, ohne dessen Angehörige zu 



") Vergl. Heffter, a. a. O., S. 266; — siehe jedoch dazu Berner, 
a. a. O., S. 114— 115. 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 269 — 273. — Siehe 
auch Eichelmann, Die Kriegsgefangenschaft ( 878). — Vergl. Brüsseler Ent- 
wurf, Art. 23 — 34; Am. Kriegsart. 49 u. f. 

2) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 271. — Vergl. Am. 
Kriegsart. 49 — 51. — Nach altem Völkerrechte verfielen der Kriegsgefangenschaft 
alle feindlichen Personen, welche in die Gewalt des Siegers kamen. Vergl. hier- 
über, sowie über das Recht der Kriegsgefangenschaft im Mittelalter Heffter, 
a. a. O., S. 269, sowie die daselbst verzeichnete Literatur, 
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sein, können kriegsgefangen gemacht werden, wenn sich die 
Truppe ergibt, an die sie sich angeschlossen haben, oder wenn 
sie auf der Verfolgung ergriffen werden.^) 

Geistliche, Aerzte, Apotheker und Heilgehilfen verfallen, 
wenn sie sich der Antheilnahme am activen Kampfe enthalten, 
nicht der Kriegsgefangenschaft.*) 

§ 32. 
Das Wesen der heutigen Kriegsgefangenschaft besteht 
darin, dass die Freiheit der Bewegung für die Gefangenen inso- 
weit beschränkt wird, als dies nothwendig ist, um die Rückkehr 
in den feindlichen Staat und die fernere Betheiligung am Kriege 
zu verhindern. »Kriegsgefangene sind Sicherheitsgefangene«. Es 
ist daher unzulässig, Kriegsgefangene wie Strafgefangene zu 
behandeln, resp. dieselben zu misshandeln oder zu unwürdigen 
Handlungen zu zwingen.^) 



•) Indem sich Personen dem Heere anschliessen, ohne dazu zu gehören 
(z. B. Berichterstatter, Correspondenten von Zeitungen, Lieferanten u. s. w.), 
werden dieselben in die Gefahren des Heerkörpers verwickelt und können sich 
nicht beschweren, wenn sie — wenigstens vorläufig — als feindliche Personen 
angesehen und kriegsgefangen gemacht werden. Am. Kriegsart. 50. Vergl. 
Bluntschli, a. a. O., S. 329 — 330. 

^) Am. Kriegsart. 53. — Obwohl hienach die Neutralisirung der betref- 
fenden Personen die Regel bildet, so findet dieselbe doch in den Bedürfnissen 
der Verwundeten und Kranken selbst eine Grenze. — Immerhin ist jedoch den 
fraglichen Personen im Falle der Kriegsgefangenschaft mit thunlichster Schonung 
zu begegnen und möglichst bald wieder die volle Freiheit zu gewähren! 

») Siehe Heffter, a.a.O., 8,271; vergl. Bluntschli, a.a.O., S. 332. 
— Am. Kriegsart. 56 und 75. — Treffend bemerkt Bluntschli: Der Grund- 
gedanke der antiken Kriegsgefangenschaft war die Sclaverei; das Mittelalter be- 
trachtete die Gefangenen entweder als ein Mittel zur Erpressung von Lösegeld 
oder geradezu als Gegenstand der persönlichen Rache; das moderne Kriegsrecht 
sieht in der Kriegsgefangenschaft vorzüglich ein Mittel, die feindliche Kriegs- 
macht zu schwächen und den Sieg zu sichern. 



Digitized by 



Google 



39 

Behufs Sicherung der Kriegsgefangenen erfolgt deren Ein- 
grenzung in eine Festung oder eine Stadt oder einen anderen 
Ortsumfang. Soweit die Kriegsgefangenen ihren Lebensunterhalt 
nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können, ist der Staat, in 
dessen Gewalt sie sich befinden, zu ihrer Ernährung verpflichtet. 
Die Verwendung der Kriegsgefangenen zu angemessenen und 
verhältnissmässigen Arbeiten ist zulässig und dient als Ersatz 
der Staatsauslagen für den Unterhalt der Kriegsgefangenen; 
unzulässig ist jedoch unter allen Umständen der Zwang zum 
Eintritte in feindliche Militärverhältnisse.®) 

Ein Kriegsgefangener, welcher die Flucht ergreift, kann 
bei der Verfolgung auf der Flucht getödtet, darf aber nicht 
nach seiner Wiedereinbringung wegen des Fluchtversuches ge- 
straft werden; eine Verschwörung unter den Kriegsgefangenen 
zur allgemeinen Befreiung oder ein Complot derselben zum Auf- 
ruhr gegen die bestehenden Autoritäten unterliegt der kriegs- 
gerichtlichen Ahndung.^) 

§ 33. 

Der Staat, in dessen Gewalt sich Kriegsgefangene befinden, 
ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, Kriegsgefangene gegen 
Einsetzung des Ehrenwortes (parole) zu entlassen.®) 

Die Einsetzung des Ehrenwortes bedeutet, dass der auf 



«) Am. Kriegsart. 75, 76 und 80. — Zur Festhaltung in einem Gefang- 
nisse ist man in der Regel nur gegen solche Kriegsgefangene berechtigt, welche 
versucht hatten, sich der Kriegsgefangenschaft durch die Flucht zu entziehen. — 
Die Arbeit der Kriegsgefangenen ist nicht Strafarbeit, sondern Ersatzarbeit ! 

') Am. Kriegsart. 77. 

8) Am. Kriegsart. 119 u. f. — Soldaten können das Ehrenwort nur durch 
Vermittlung ihrer Officiere und letztere selbst nur mit Genehmigung ihres zur 
Stelle befindlichen obersten Officiers abgeben. Am. Kriegsart. 126 und 127. — 
Während der Schlacht ist die Entlassung auf Ehrenwort unzulässig und unwirk- 
sam. Am. Kriegsart. 12S. 
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Ehrenwort Entlassene während des Krieges nicht mehr gegen 
den entlassenden Staat kämpfen werde. ^) 

Die Strafe eines Bruches des Ehrenwortes ist principiell 
der Tod.'«) 

C. Das Verfahren gegen Deserteure und Ueberläufer, Spione, 
Kriegs verräther und Wegeführer, Räuber, Marodeurs und 

Kriegsrebellen.*) 

§ 34. 

Eingebrachte Deserteure und Ueberläufer zum Feinde, 
welche wieder in Gefangenschaft gerathen, können nach Kriegs- 
recht mit dem Tode bestraft werden. 2) 

Der gleichen Strafe setzen sich Spione oder diejenigen 
Personen aus, welche sich heimlich oder unter falschem Vor- 
wande in die Linien des Heeres einschleichen, um für den Feind 
und dessen Kriegführung wichtige Erkundigungen einzuziehen 
und an den Feind mitzutheilen.^) 



*) Das Versprechen bezieht sich nur auf den activen Felddienst gegen die 
entlassende Kriegspartei und deren Bundesgenossen. Am. Kriegsart. 130. 

»0) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 273. — Wenn die Regie- 
rung des auf Ehrenwort entlassenen Officiers das Versprechen nicht billigt, so 
hat dieser sich wieder zur Kriegsgefangenschaft zu stellen; wird er vom Feinde 
nicht mehr als Gefangener angenommen, so ist er von seinem Versprechen be- 
freit und des Ehrenwortes entbunden. — Am. Kriegsart. 131. 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 266—267, und (bezüglich der Militär- 
spione) S. 481 — 482. Siehe insbesondere Bluntschli, a. a. O., S. 341 u. f., 
sowie die einschlagenden Am. Kriegsart. 

*) Streng genommen — ein Satz des einheimischen Strafrechtes! 

3) Zu den Spionen gehören nicht Militärpersonen, welche als erkennbare 
Feinde in feindliche Linien eindringen, wenn auch in der Absicht einer Erkun- 
digung über die Stellung und die Verhältnisse des Feindes: die Entsendung 
von Recognitionspatrouillen ist ohnedies ein erlaubtes und wech-selseitig geübtes 
Kriegsmittel. 
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Die Strafe des Spiones trifft unter Umständen, resp. in 
schweren Fällen, auch den Kriegsverräther, d. h. diejenige Per- 
son, welche entweder eine ihr auf erlaubte Weise zugegangene 
Erkundigung zum Nachtheile des Heeres, in dessen Bereich sie 
sich befindet, an den Feind gelangen lässt, — oder aber eine 
solche Erkundigung aus einem vom Feinde besetzten Orte be- 
hufs Gefährdung dieser Streitmacht an das Heer oder die Re- 
gierung des eigenen Heimatstaates mittheilt. ^) 

§ 35. 

Personen, welche sich dem feindlichen Heere freiwillig als 
Wegeführer anbieten und dem Feinde die Wege zeigen, werden 
als Kriegsverräther angesehen und bestraft. 

Wird Jemand durch den Feind gezwungen, als Wegeführer 
die Wege zu zeigen, so kann von einer Bestrafung nach Kriegs- 
recht nicht die Rede sein. 

Wegefiihrer, welche die Truppen in verrätherischer Absicht 
irreleiten, können wegen dieser Irreleitung mit dem Tode be- 
straft werden.') 



*) Am. Kriegsart. 89, 90 und 92. — Wenn ein Kriegsverräther (oder 
Spion) glücklich zu dem Heere zurückkehrt, dem er angehört oder das seinem 
Vaterlande dient, und später wieder vom Feinde gefangen wird, so kann er 
wegen seiner früheren kriegsgefahrlichen Handlung nicht mehr bestraft, sondern 
nur einer sorgfältigeren Ueberwachung unterworfen werden. Am. Kriegsart. 104. 
— Couriere mit Depeschen oder Boten mit mündlichen Aufträgen werden, wenn 
sie heimlich und nicht als Soldaten erkennbar sich durchzuschleichen suchen, 
zwar nicht als Spione oder Kriegsverräther angesehen, aber doch einer den Um- 
ständen entsprechenden kriegsrechtlichen Bestrafung unterzogen. Am. Kriegsart. 99. 

*) Am. Kriegsart. 93 — 97. — Die militärische Strenge gegen Wegeführer 
im Falle der Irreleitung rechtfertigt sich in Anbetracht der grossen Gefahr, 
welcher die Truppen durch die Irreleitung ausgesetzt werden können. Die Be- 
strafung des Irreführers hat jedoch den erbrachten Beweis der bösen Absicht 
zur Voraussetzung. — Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 345. 
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§ 36. 

Bewaffnete Räuber oder , andere Missethäter, welche auf 
eigene Faust morden, verwunden, rauben, plündern, brennen, Brü- 
cken oder Kanäle zerstören, Eisenbahnschienen aufreissen oder 
Telegrafendrähte abschneiden, um den Truppen zu schaden, kön- 
nen im Falle ihrer Ergreifung mit dem Tode bestraft werden.*^) 

Auch die Marodeurs, welche den Truppen nachschleichen, 
um die Todten zu bestehlen oder die Verwundeten zu berauben, 
unterliegen der kriegsrechtlichen Bestrafung bis zur Todesstrafe.^) 

Die Stellung vor ein Kriegsgericht und die Bestrafung mit 
dem Tode trifft schliesslich auch die Kriegsrebellen, d. h. die- 
jenigen Personen, welche in einem von den Truppen besetzten 
Gebiete die Waffen gegen die Truppen oder gegen die von der 
Kriegsgewalt designirten Autoritäten ergreifen.^) 

//. Die Rechte der Kriegsparteten in Ansehung der Sachen cUs 
Feindes im Landkriege,^) 

§ 37. 
Nach heutigem Kriegsrechte ') ist die siegende Kriegspartei 
berechtigt, alle öffentliche Habe des Feindes sich als Beute an- 
zueignen. Gegenstände der Kriegsbeute sind daher insbesondere 

«) Am. Kriegsart. 84. 

') Bluntschli bemerkt (a. a. O., S. 347 — 348): »Den Truppen folgt im 
Kriege ein Schwärm frechen und diebischen Gesindels, welches sich auf die 
Schlachtfelder stürzt, wie die Raben, und unleidlichen Unfug treibt. Um diese 
Marodeurs zu verscheuchen und zu bändigen, hilft nur eine gute Feldpolizei 
(Gensdarmerie) und die äusserste Strenge einer raschen militärischen Justiz.« 

8) Am. Kriegsart. 85. — Die kriegsrechtliche Bestrafung der Kriegsrebellen 
erfolgt, weil derartige Aufstände nicht zur ordentlichen Kriegführung gehören 
und besonders gefahrlich sind. — Die Berufung der Aufständischen auf Befehle 
ihrer rechtmässigen, jedoch zur Zeit ausser Besitz gesetzten Regierung begründet 
keioe Rechtfertigung der Kriegsrebellen gegenüber der herrschenden Kriegsgewalt. 

1) Vergl. Heffter, a. a. O., S. 273 — 287. — Siehe insbesondere aus der 
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die Kriegscassen, Waffen und Waffenvorräthe, Magazine mit 
Lebensmitteln, Transportmittel für das Heer und überhaupt alles 
der Kriegführung unmittelbar dienstbare Vermögen. Die siegende 
Kriegspartei hat ausserdem die Befugniss, sich der öffentlichen 
Gebäude und Grundstücke in Feindesland zu den Zwecken 
der Kriegführung und zur Verwaltung der einstweiligen Staats- 
gewalt zu bemächtigen und die entsprechenden Einkünfte zu 
benützen. 3) 

Der Sieger kann daher auch die Steuern, welche in dem 
eingenommenen Gebiete erhoben werden, für sich verwenden.*) 

Als befriedet gelten Archive, Bibliotheken, Kunstsammlun- 
gen, Kirchen und Wohlthätigkeitsanstalten. Da derartiges Eigen- 
thum nicht zum öffentlichen Eigenthume im Sinne des Kriegs- 
rechtes gehört, so muss namentlich jede muthwillige Schädigung 
desselben vermieden werden. Rechtswidrig ist insbesondere die 
Wegschleppung ganzer Sammlungen oder einzelner Gegenstände 
derselben.'"^) 



älteren Literatur Grotius, De jure praedae comm. (ed. Hamacker, Hagae l868), 
— und aus der neueren Literatur Tartarin, Trait^ de l'occupation suivant le 
droit naturel civil et international (Paris 1873). — Vergl. auch Bluntschli, 
Das Beuterecht im Kriege und das Seebeuterecht insbesondere (1878). 

*) Nach der Ansicht der römischen Juristen waren die Feinde rechtlos 
und deren Sachen res nullius. Unbewegliche Sachen wurden durch Eroberung 
Kigenthum des Staates; ebenso bewegliche Sachen, die man im Dienste des 
Staates erbeutet hatte. Ausserdem fiel die Beute Demjenigen zu, der sie machte. 
Beute zu machen war aber nicht nur ein Recht des Soldaten, sondern auch des 
friedlichen Bürgers, — andererseits nicht nur gegen den feindlichen Soldaten, 
sondern gegen jeden Angehörigen des feindlichen Staates erlaubt. Vergl. Bern er, 
a. a. O., S. 115. 

3) Vergl. Am. Kriegsart. 31 u. f. 

*) Der Sieger muss jedoch aus den Steuern und den anderweitigen öffent- 
lichen Einkünften die regelmässigen und unvermeidlichen Verwaltungsausgaben 
fortbestreiten. 

*) Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 279—280. 
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§ 38. 

Im Gegensatze zu den nach dem vorigen Paragraphe der 
Erbeutung unzweifelhaft unterliegenden Objecten ist der Erbeutung 
unzweifelhaft nicht unterliegend das mit dem Kriegszwecke nicht 
zusammenhängende Privateigenthum feindlicher Unterthanen.^) 

Zwischen den Fällen der unzweifelhaft rechtmässigen und 
denjenigen der unzweifelhaft unrechtmässigen Kriegsbeute liegt 
in der Mitte »ein streitiges Gebiet, auf welchem die alte härtere 
Kriegspraxis und die moderne Idee des Völkerrechtes um Gel- 
tung ringen«. Zu den Fällen dieses streitigen Gebietes gehören 
namentlich: i. das bewegliche Eigenthum der kämpfenden Sol- 
daten, Kostbarkeiten und Geld; 2. die Preisgabe des in erstürm- 
ten Plätzen befindlichen Mobiliareigenthums der Bürgerschaft an 
die Soldaten; 3. die Wegnahme von Naturalien, welche sowohl 
im Wege der Requisition gegen Empfangsbescheinigung, als 
auch von einzelnen Soldaten zu ihrem Unterhalte in Nothfälleri 
geschehen kann.') 

Die sub i bezeichnete Wegnahme beweglichen Eigenthumes 
wird durch die neuere europäische Kriegspraxis missbilligt. Die 
sub 2 bezeichnete Preisgabe ist eine barbarische, jedoch durch 
Engländer und Franzosen noch im chinesischen Kriege von 1860 
geübte Sitte. Bei den sub 3 bezeichneten Gegenständen sind 
nicht sowohl die Grundsätze des Beuterechtes, als vielmehr dier 
jenigen des Nothstandes und der Expropriation unter Vorbehalt 
der Entschädigung anzuwenden.^) 

8) Vergl. Am. Kriegsart. S^. 

') lieber die Streitfrage, inwieferne unkörperliche Sachen in Feindesland 
ein Gegenstand der Kriegsoccupation seien und von dem Sieger als sein mit 
rechtlicher Wirkung behandelt werden dürfen, siehe H e f f t er, a. a. O., S. 280—282. 
— Vergl. auch die Abhandlungen von L. W. Pfeiffer über »Das Recht der 
Kriegseroberung in Beziehung auf Staatscapitalien« (1823) und F. C. Schweikart 
über »Napoleon und die Curhessischen Capital Schuldner« (1833). 

^) Siehe v. Holtzendorff's Art. »Beute« im Rechtslexikon. — Vergl. 
Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 284—285. 
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§ 39- 

Unter dem Gesichtspuncte, wonach nur die öffentliche Habe 
dem Beuterechte unterliegt, gilt der Grundsatz, dass dieselbe 
sofort nach der Wegnahme zum Eigenthume des Siegers wird.^) 

Was die Person des Erwerbers anbelangt, so wird Eigen- 
tliümer der Kriegsbeute — von verzehrbaren Sachen abgesehen 
— nicht der einzelne apprehendirende Soldat, sondern dessen 
Kriegsherr, resp. der Staat. Die unterlassene Ablieferung recht- 
mässiger Kriegsbeute fällt daher unter den Begriff der Unter- 
schlagung. Der Kriegsherr kann jedoch im Vorhinein über die 
Vertheilung der Kriegsbeute unter die Mannschaft und Truppen- 
theile verfügen.'") 

Die Landbeute bedarf im Unterschiede von der Seebeute 
keiner gerichtlichen Anerkennung.") 



9) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 286. — B e r n e r bemerkt 
bezüglich der Frage, mit welchem Zeitpunkte die Beute als erobert gelte (a. a. O., 
S. 117): »Nach der einfachen Natur der Sache kommt es bei der Beute wesent- 
lich auf die Thatsache an, ob man die Sache vollkommen in seiner Gewalt habe. 
Das römische Recht hält daher das Eigenthum erst dann für verloren, wenn der 
Beuterer die Sache in Sicherheit gebracht hat; 'dies wurde nach dem Zeugnisse 
des Orot ius zur Praxis der europäischen Völker. Grotius selbst berichtet aber 
schon daneben, dass das europäische Völkerrecht erbeutete Gegenstände als er- 
worben betrachte, sobald sie der Beuterer 24 Stunden in seiner Gewalt habe; 
und dieser Satz hat jedenfalls für den Landkrieg eine ziemlich weit verbreitete 
Anerkennung erlangt.« 

»0) »Bello parta cedunt reipublicae !« — Vergl. v. Holtzend orff, a. a. O., 
S. 349—350. Siehe auch Heffter, a. a. O., S. 283 — 285. — Als Curiosum 
mag hier der frühere Kriegsgebrauch erwähnt werden, wonach die Glocken 
eines eroberten Platzes, wenn sie während der Belagerung in Benutzung ge- 
blieben waren, dem Chef der Belagerungs- Artillerie verfielen. Moser, Versuch, 
IX., 2. 109. 

' \) W i 1 d m a n n bezeugt in Ansehung der englischen Praxis, dass kein ein- 
ziger Fall gerichtlicher Verhandlung über Beute aus Landkriegen bekannt sei, 
Vergl. jedoch hiezu die Bemerkung v. Holtzend orff 's, a. a. O., S. 349, 
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///. Die Rechte der Kriegsparteien in Afisekung der Sachen des 
Feindes im Seekriege.'') 

A. Das Recht der Appropriation im Seekriege oder das Recht 
der Seebeute im Allgemeinen.*) 

§ 40. 

Im Unterschiede vom Landkriege gilt für den Seekrieg 
der Grundsatz, dass Privateigen thum auf See der Wegnahme 
durch die feindliche Kriegsmacht unterworfen ist. Man bezeich- 
net das Recht der Wegnahme feindlichen Eigenthumes auf See 
als Seebeuterecht. Objecte dieses Seebeuterechtes sind die Kauf- 
fahrteischiffe der feindlichen Nation, resp. die an Bord von Kauf- 
fahrteischiffen geladenen und in Feindeseigenthum befindlichen 
Güter und Waaren. 

Das Seebeuterecht kann ausgeübt werden: i. durch Kriegs- 
schiffe; 2. durch Caper; 3, durch Landstreitkräfte mittelst Action 
vom Ufer aus. 

Das Gebiet, innerhalb dessen die Ausübung des Seebeute- 
rechtes zulässig ist, entspricht in seinem Umfange den Grenzen 
des Kriegsgebietes und dehnt sich demgemäss insbesondere 
nicht auf das Territorialmeer eines Neutralen aus.^) 



') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 287 — 295, sowie die daselbst 
verzeichneten Schriften . 

Aus der neueren Literatur sind namentlich hervorzuheben : A. dePistoye 
et de C. Duverdy, Traitd des prises maritimes, dans lequel on a refondu en 
partie le traitd de Valin. 2 volumes (Paris 1855). — Ercole Vidari, Del 
rispetto della proprietä privata dei popoli belligerenti (Milano 1865). — H. T e ek- 
le nborg, Die Freiheit des Meeres (Bremen 1870). 

Die Geschichte der Frage behandelt vorzüglich A e g i d i , Frei-Schiff unter 
Feindesflagge ( 866). 

*) Siehe insbesondere Pereis, a. a. O., S. 202 — 214. 

3) Unter den Vertheidigern des Seebeuterechtes sind hervorzuheben: 
PhiUimore, Twiss, Haute feuille, Ortolan und Carron; unter den 
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§ 41- 

Das Seebeuterecht oder das Prisenrecht beginnt mit dem 
Ausbruche des Krieges und zwar sogar gegen solche Schiffe, 
welche von der Eröffnung des Kriegszustandes noch nicht 
unterrichtet sind.*) 

Hinsichtlich des Zeitpunktes, mit welchem die Prise »als 
gemacht anzusehen ist«, d. h. in das Eigenthum des Nehme- 
staates — resp. des Captors — übergeht, knüpft die moderne 
Praxis den Eigenthumserwerb an die doppelte Voraussetzung 
einerseits: der geschehenen Verbringung des genommenen Schiffes 
oder Gutes in Sicherheit; andererseits: der erfolgten Adjudication 
desselben, d. h. der erfolgten Anerkennung der Rechtmässigkeit 
der Nehmung durch Urtheil des competenten Prisengerichtes. •'^) 

Im Zusammenhange mit der Frage nach dem Zeitpunkte 
des Eigenthumserwerbes, resp. des Eigenthumsüberganges, steht 
das Recht der Reprise oder das unmittelbare Wiederaufleben 



Bekämpfern des Seebeuterechtes sind hervorzuheben theils: Wheaton, de 
Cussy, Cauchy und Calvo, — theils: Heffter, Bluntschli, Gessner 
und V. Holtzendorff. 

Das »Institut de droit international« hat im Jahre 1877 die folgenden Reso- 
lutionen angenommen: i. das Privateigenthum, neutrales oder feindliches, ist 
unverletzlich unter neutraler oder feindlicher Flagge; 2. indessen sind der Be- 
schlagnahme unterworfen die für den Krieg unmittelbar dienlichen oder bestimm- 
ten Sachen und solche Handelsschiffe, welche an den Feindseligkeiten Antheil 
genommen haben oder für diese Theilnahme unmittelbar bestimmt sind oder die 
eine wirkliche Blocade verletzt haben. 

Siehe auch die scharfsinnigen Auseinandersetzungen von Geffcken bei 
Heffter, a. a. O., S. 293-— 295. 

*) Die sofortige Ausübung des Seebeuterechtes nach erfolgter Kriegs- 
erklärung ist seit der Mitte des laufenden Jahrhundertes nicht mehr üblich. Von 
besonderer Bedeutung waren diesfalls die beim Ausbruche des Krimkrieges er- 
gangenen französischen und englischen Erlässe. Vergl. z. B. die französische 
Declaration vom 27. März 1854. 

») Siehe Pereis, a. a. O., S. 209—210, 
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des ursprünglichen Rechtsverhältnisses nach VViederwegnahme 
eines genommenen Schiffes oder genommener Güter/') 

§ 42. 

Was die Voraussetzung des Rechtes der Reprise anbelangt, 
so befolgt ohne Zweifel den richtigen Grundsatz die neueste 
Praxis der Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche das 
Recht der Reprise in Unabhängigkeit von jeder Dauer des Be- 
sitzstandes bis zur erfolgten rechtskräftigen Condemnirung in 
Wirksamkeit treten lässt. 

Durch die Wiederwegnahme eines genommenen Schiffes 
oder Gutes nach der für das Recht der Reprise festgesetzten 
Frist wird eine neue Prise begründet. 

Die neue Prise kommt dem Captor zu Gute und bedarf 
einer Adjudication; die Reprise wird dem bisherigen Eigen thümer 
zurückerworben und ist einer Adjudication nicht bedürftig.^) 

B. Die Einschränkungen des seekriegsrechtlichen Appropria- 
tionsrechtes oder des Rechtes der Seebeute.*) 

§ 43. 
Das Recht der Seebeute kann zunächst durch besondere 
Staatsverträge ausgeschlossen werden. Ein diesfallsiges Beispiel 

«) Heffter behandelt die Frage der Reprise oder das »Recht der Wieder- 
nähme bei Schiffen« im Zusammenhange mit der Lehre vom Postliminium. Siehe 
Heffter, a. a. O, S. 403 — 406. 

') Was die Voraussetzung des Rechtes der Reprise anbelangt, so bestand 
dieselbe bis in die neuere Zeit darin, dass das genommene feindliche Schiflf oder 
Gut noch nicht derartig in Sicherheit gebracht war, um nicht unmittelbar wieder- 
genommen werden zu können. Später erblickte man das Recht der Reprise als 
ausgeschlossen mit einem 24stündigen Besitzstande auf Seiten des Nehmers. Die 
im Texte bezeichnete Praxis der Vereinigten Staaten von Nordamerika bedeutet 
denn auch noch nicht einen allgemein anerkannten Satz des positiven europäi- 
schen Völkerrechtes. Vergl. Fe reis, a. a. O., S. 210 u. f. 

») Siehe insbesondere Fe reis, Seerecht, S, 212 u. t. 



Digitized by 



Google 



49 



aus neuester Zeit bietet der Vertrag zwischen den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und Italien vom 26. Februar 1871, 
welcher im Art. 12 den Grundsatz der F^reiheit des feindlichen 
Privateigenthumes für den Fall eines Seekrieges sanctionirt.'-) 

Es kann sodann die Ausübung des Seebeuterechtes ein- 
seitig untersagt werden und zwar entweder unter der Voraus- 
setzung der Reciprocität oder ohne diese Voraussetzung. 

Die einseitige Untersagung der Ausübung des Seebeute- 
rechtes unter der Voraussetzung der Reciprocität erfolgte be- 
kanntlich in dem preussisch - italienisch - österreichischen Kriege 
von 1866;^) einen Fall der einseitigen Untersagung der Aus- 
übung des Seebeuterechtes ohne Voraussetzung der Reciprocität 
repräsentirt die Verordnung des Präsidiums des norddeutschen 
Bundes vom 18. Juli 1870, wonach »französische Handelsschiffe 
der Aufbringung und Wegnahme durch die Fahrzeuge der 
Bundes-Kriegsmarine nicht unterliegen sollen«.*) 



2) Art. 12 des Vertrages bestimmt: »Les hautes parties contractantes sti- 
pulent que, en cas de guerre entre elles, la propriet^ priv^e de leurs citoyens 
ou siijets respectifs, h l'exception de la contrebande de guerre, ne pourra etre 
prise ni saisie, en pleine mer ou ailleurs, par les batiments arm^s ou les forces 
militaires de l'autre partie, ^tant bien entendu que cette exemption ne s'etend 
pas aux batiments et ä leur cargaison qui tenteraient d'entrer dans un port bloqu^ 
par les forces navales des l'autre partie.« 

3) Für Oesterreich erging unter dem 13. Mai 1866 eine entsprechende 
kaiserliche Verordnung. — Im Anschlüsse an diese Verordnung erfolgte ein 
gleichinhaltlicher Erlass der Krone Preussen vom 19. Mai 1866. — Für Italien 
hatten bereits die Art. 211 und 212 des Seegesetzbuches vom 21. Juli 1865 die 
Vorschrift eingeführt, dass, unter der Voraussetzung einer reciproken Behandlung, 
die Wegnahme feindlicher Handelsschiffe durch italienische Kriegsschiffe abge- 
schafft sein soll, ausgenommen wegen Kriegscontrebande und Biocadebruches. 

*) Die Verordnung vom 18. Juli 1870 ist allerdings durch die Verordnung 
vom 1% Januar 1871 ausser Wirksamkeit gesetzt worden, — jedoch nur zu dem 
Zwecke, um Repressalien zu nehmen wegen Verletzungen des Völkerrechtes, 
welche von dem französischen Kriegsdampfer »Desaix« gegen deutsche Schiffe 
begangen worden waren. 

R e s c h , Modernes Kriegsrecht. 2. Aufl. 4 
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§ 44. 

Die Bewilligung besonderer Licenzen ist von dem Ermessen 
der Kriegsparteien abhängig."^) 

Allgemein üblich war von jeher die Exemtion der auf 
wissenschaftlichen Reisen begriffenen Fahrzeuge, soferne und 
soweit diese sich nur mit ihrer friedlichen culturellen Aufgabe 
befassen.*^) 

Einer besonderen Exemtion von dem Seebeuterechte erfreut 
sich auch heute noch nach positivem europäischem Völkerrechte 
das Seefischereigewerbe; und zwar erstreckt sich die Exemtion: 
I. auf die Fischereifahrzeuge und die Fischereigeräthschaften 
jeder Art, 2. auf den Fang, 3. auf die mit dem Seefischerei- 
betriebe beschäftigten feindlichen Unterthanen.^) 

§ 45. 

Zwar rechtlich gestattet, jedoch inhuman ist die Wegnahme 
und Aufbringung der in Seenoth befindlichen oder an der 
feindlichen Küste gescheiterten oder aus Noth in feindliche 
Häfen eingelaufenen Kauffahrteischiffe.^) 

Eine weitere Einschränkung des Seebeuterechtes ergibt sich 
aus dem Grundsatze: »Frei Schiff — frei Gut«.^) 



*) Vergl. Art. 3 der französischen Instruction vom 31. März 1854. 

•) Auch das russische Reglement von 1869 verfügt in § 16, dass die 
für wissenschaftliche Expeditionen bestimmten feindlichen Schiffe, falls sie die 
Gesetze der Neutralität beobachten, wie neutrale Schiffe angesehen und behandelt 
werden sollen. 

') Die Exemtion hat zur selbstverständlichen Voraussetzung die Nicht - 
betheiligung der Fischer an den Feindseligkeiten und hört demgemäss auf, sobald 
der Verdacht einer entsprechenden Betheiligung begründet erscheint. 

8) Die seerechtliche Praxis pflegt in neuerer Zeit nicht mehr an dem 
starren Rechtsstandpunkte festzuhalten. 

9) Hievon ist in den Auseinandersetzungen üb?r die Stellung der Neutralen 
dfis Nähere 55U erörtern, 
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Schliesslich sei noch erwähnt die Exemtion von Fahrzeugen 
in Gemässheit der Additional- Artikel zur Genfer Convention vom 
20. October 1868J0) 

C. Prisengerichtsbarkeit.*) 

§46. 

Der Nehmer eines Schiffes, gleichviel ob Caper oder Staats- 
kriegsschiff, ist verpflichtet, sich bei einem competenten Prisen- 
gerichte über die Rechtmässigkeit der gemachten Prise auszu- 
weisen: während die Landbeute, soweit sie überhaupt eine 
rechtmässige ist, durch Besitzergreifung erworben wird, erfolgt 
die Uebertragung des Eigenthumes an ddr Prise erst durch 
Urtheil des Gerichtes. V 

Der Befehlshaber des Captors hat daher für die Erhaltung 
von Schiff und Ladung thunlichst Sorge zu tragen und jede 
willkürliche Verfügung darüber zu unterlassen; er soll insbe- 
sondere (eventuell durch einen Officier mit der zureichenden 
Mannschaft) die Prise nach einem heimatlichen Hafen oder nach 
demjenigen einer verbündeten Macht dirigiren. 

Die Vernichtung der Prise ist nur im Nothfalle und sohin 
insbesondere dann gestattet, wenn die Ueberführung der Prise 
nach einem sicheren Platze nicht ohne erhebliche Gefahr sich 



'®) Die Additional- Artikel zur Genfer Convention sind allerdings, wie 
schon früher erwähnt, nicht ratificirt worden; gleichwohl haben z. B. bei Aus- 
bruch des deutsch-französischen Krieges im Jahre 1870 beide Theile sich bereit 
erklärt, die betrefifenden Artikel für die Dauer des Krieges in Anwendung zu 
bringen. 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 289 u. f. 

Siehe insbesonders Per eis, Seerecht, S. 310 — 327. 

Vergl. auch: Soetbeer, Sammlung officieller Actenstücke in Bezug auf 
Schifffahrt und Handel in Kriegszeiten (Hamburg 1855 u. f.). — G. F. v. Här- 
tens, Ueber Caper und feindliche Nehmungen und insonderheit Wiedernehmungen 
(Göttingen 1795). — Kaltcnborn, Secrecht (Berlin 1851). 

4* 
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ermöglichen oder durch die Erhaltung der Prise die eigene Sicher- 
heit des Captors gefährdet würde.^) 

§ 47. 

Als zuständig gelten die Prisengerichte des Staates, zu 
dessen Seemacht der Nehmer gehört. Die Gerichtsbarkeit selbst 
wird nicht und nirgends einem gewöhnlichen bürgerlichen Ge- 
richtshofe überwiesen. Das Tribunal wird vielmehr ad hoc aus 
Männern gebildet, welche vermöge ihrer speciellen Kenntnisse 
und persönlichen Eigenschaften ein sachkundiges und unpartei- 
isches Urtheil verbürgen.^) 

Für die in der Wissenschaft neuzeitlich mehrfach empfohlene 
Einsetzung internationaler Prisengerichte bestehen nur verein- 
zelte Vorgänge der Praxis."*) 

Da die Einsetzung von Prisengerichten eine Handlung des 
Kriegsrechtes ist, so sind die neutralen Staaten nicht befugt, 
Prisengerichte einzusetzen oder zu gestatten, dass ein Kriegs- 
staat durch Consuln oder Gesandte auf ihrem neutralen Gebiete 
Prisengerichtsbarkeit ausübe.*^) 

§48. 

Die Grundlage des gerichtlichen Verfahrens bildet die durch 
den Captor erstattete ausführliche Darstellung des Sachverhaltes, 



») Eine prisen gerichtliche Entscheidung über die Rechtmässigkeit der Auf- 
bringung ist übrigens auch nach Vernichtung der Prise erforderlich, weil im Falle 
freisprechenden Urtheiles der Nehmestaat zur Schadloshaltung verpflichtet wird. 
Vergl. Pereis, Seerecht, S. 312. 

3) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 290. 

'*) Vergl. namentlich die Ausführungen von Geffcken bei Heffter (mit 
specieller Rücksicht allerdings auf die Prisengerichtshöfe für Neutrale), a. a. O., 

s. 370-372. 

») Ueber eine Ausnahme von der Corapetenz des kriegführenden Staates, 
fiir welchen der Fang gemacht ist, wird in der Lehre von der Stellung der Neu- 
tralen, resp. von der Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale, die Rede sei», 
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welcher der Aufbringung zu Grunde liegt. Aus dieser Darstel- 
lung sollen sich alle diejenigen Thatsachen ergeben, welche die 
Condemnirung der Prise zu rechtfertigen scheinen. Das Verfahren 
vor dem Prisengerichte selbst ist ein Reclameprocess, d. h. 
soweit die Unrechtmässigkeit der Aufbringung nicht klar zu 
Tage liegt und daher die freisprechende Entscheidung ohne 
weitere Verhandlung erfolgen muss, obliegt es den Interessenten, 
deren Eigenthum auf dem Spiele steht, die Unrechtmässigkeit 
der Aufbringung zu beweisen.^) 

Die Prisengerichte haben diejenigen prisenrechtlichen Grund- 
sätze in Anwendung zu bringen, welche von der Staatsgewalt 
festgesetzt sind, unter deren Autorität sie fungiren.') 

Der Spruch des Prisengerichtes lautet entweder: i. ledig- 
lich auf Lossprechung oder auf Lossprechung mit Schadlos- 
haltung oder aber: 2. auf Condemnirung des ganzen Objectes 
oder auf partielle Condemnirung. Die Vollstreckung eines con- 
demnirenden Urtheiles erfolgt durch öffentlichen Verkauf der 
Prise, resp. durch definitive Einziehung des Erlöses nach einem 
vor der ergangenen Entscheidung etwa stattgefundenen Ver- 
kaufe. Vom Erlöse der Prise fliesst ein Theil dem Staate und 
der andere Theil dem Captor zu.^) 



«) Aus dem Wesen des Reclameprocesses folgt, dass für die Verurthei- 
lung der blosse Verdacht genügt; die als verdächtig aufgebrachten Schiffe werden 
für gute Prise erklärt, sobald der gegen sie vorliegende Verdacht nicht beseitigt 
wird. Dieser Folgesatz aus dem Wesen des Reclameprocesses betrifft namentlich 
die neutralen Schiffe, Siehe Per eis, Seerecht, S. 321 — 322. 

') Gegen die Regel des Textes ist mit unzureichenden Gründen die An- 
sicht aufgestellt worden, dass der Prisenrichter an die von seiner Staatsgewalt 
erlassenen Vorschriften nicht gebunden sei, soweit die letzteren mit dem Völker- 
rechte im Widerspruche stehen. Siehe Pereis, Seerecht, S. 322 — 323. 

*) Ueber die Frage, ob der Verkauf von Prisen in neutralen Hafenplätzen 
zulässig sei, vergl. Pereis, Seerecht, S. 326 — 327. 
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Drittes Kapitel. 
Verkehr und Verhandlungen unter den Eriegsparteien. *) 

§ 49 

Zur Regelung des nothwendigen Verkehres und der wün- 
schenswerthen Verhandlungen unter den Kriegsparteien dienen 
zunächst die für und auf den Fall des Krieges abgeschlossenen 
Cartels.2) 

Die Conventionen, welche im Kriege selbst noch vor- 
kommen, zerfallen in zwei Kategorieen, nämlich in allgemeine 
Kriegs-Conventionen und specielle Kriegs-Conventionen.^) 

Hauptarten der allgemeinen Kriegs-Conventionen sind theils : 

1. die Cartels bezüglich des Postverkehres, der Parlamentäre, 
der Couriere und Pässe, der Kriegsgefangenen u. s. w.; theils: 

2. die Neutralitätsverträge, durch welche gewisse Bestand theile 
und Personen eines Territoriums aus dem Kriegsstande ausge- 
schieden und mit den Wirkungen der Neutralität ausgestattet 
werden. Hauptarten der speciellen Kriegs-Conventionen sind: 
Schutzbriefertheilungen, Contributionsverträge, Loslassungs- oder 
Ranzionirungsverträge, Auswechslungsverträge in Ansehung der 
Gefangenen, Capitulationen und Waffenstillstands vertrage.*) 



') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 297—302. 

*) Beispiele von Verträgen, welche eigens für den Kriegsfall geschlossen 
werden, sind z. B. die Verträge über die Beschränkung der Contrebande, über 
die Gestattung des freien Handels während des Krieges, über die Neutralisi- 
rung eines Gebietstheiles, über den Schutz gewisser Anstalten gegen die Kriegs- 
gefahren, über die Prisengerichtsbarkeit. 

') Die allgemeinen Conventionen enthalten die rechtliche Normirung eines 
dauernden Verhältnisses; die speciellen Conventionen regeln nur bestimmte vor- 
übergehende Leistungen. 

*) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 367 u. f. 
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§ 5o. 

Zu den Schutzbriefen gehören namentlich militärische Sicher- 
heitspässe für Personen und Geleitscheine für Waaren. Derartige 
von dem Befehlshaber der Truppen ausgestellte Pässe und Ge- 
leitscheine sichern das Recht der betreffenden Personen zu un- 
gefährdeter Passirung der militärischen Linien und das Recht 
der Frachtführer zu unbehinderter Durchfuhr der betreffenden 
Waaren. Während der Sicherheitspass unübertragbar und ledig- 
lich für die darin genannte Person giltig ist, sind Geleitscheine 
für den Waarentransport übertragbar, falls nicht die Person des 
Frachtführers zu Bedenken veranlasst.*) 

Contributionsverträge werden abgeschlossen mit den Unter- 
thanen des feindlichen Staates, welche sich hiedurch zur Zahlung 
bestimmter Summen oder zur Uebemahme gewisser Leistungen 
verpflichten.^) 

Loslassungs- oder Ranzionirungsverträge (contrats de ra- 
chat) haben die Freilassung einer Prise gegen ein bestimmtes 
Lösegeld zum Inhalte. Ein Ranzionirungsvertrag begründet theils : 
I. die Verpflichtung zur Zahlung des Lösegeldes durch den 
Eigenthümer der Prise, theils: 2. den Anspruch des losgelassenen 
Schiffes gegen fernere Captur bis zum Ende der im Vertrage 
bezeichneten Reise. Der Abschluss von Ranzionirungs vertragen 
ist, soweit diesfalls kein ausdrückliches Verbot besteht, den 
Kreuzern und Capern gestattet.') 



6) Hieher gehören auch die sogenannten Licenzen (Erlaubnissscheine) für 
Schiffe und Schiffsgut. 

«) Streng genommen müssen Contributionen und Requisitionen unterschie- 
den werden. Contributionen sind, Auflagen von bestimmten Geldsummen auf 
locale Verbände. Requisitionen betreffen Lebensbedürfnisse, Gespanne u. s. w. 
oder deren Aequivalent. Vergl. Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 277. 

') Ueber diese gegen das Ende des 17. Jahrhundertes in Gebrauch gekom- 
menen Verträge vergl. Per eis, a. a. O., S. 312 u. f. 
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§ 51. 

Zur Gewährung einer Auswechslung von Gefangenen ist 
ein Staat nur im Grunde eines vorausgegangenen Vertrages 
verpflichtet. Derartige Auswechslungsverträge kamen erst in 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhundertes in lebendigeren Ge- 
brauch. Die Auswechslung erfolgt in der Regel Mann für 
Mann, Rang für Rang, Verwundete für Verwundete; für Ge- 
fangene eines höheren Ranges werden, falls gegnerische Gefan- 
gene des gleichen Ranges fehlen. Gefangene eines niedrigeren 
Ranges in jeweilig zu verabredender Anzahl ausgewechselt.^) 

Capitulation ist die Ergebung eines Truppenkörpers oder 
Waffenplatzes oder Kriegsschiffes. Dieselbe erfolgt entweder als 
eine bedingte oder als eine unbedingte; die bedingungslose 
Capitulation wird als »Uebergabe auf Gnade und Ungnade« 
bezeichnet. Die Absicht der Capitulation pflegt man dem Geg- 
ner anzuzeigen durch das Aufstecken einer weissen Fahne oder 
durch das Aufhissen einer weissen Flagge; die Vertragsform 
besteht meistens in der schriftlichen Proposition der Bedingun- 
gen von Seiten des Capitulirenwollenden und in der schriftlichen 
Erklärung des anderen Theiles auf jene Proposition. ^) 

Der Waffenstillstandsvertrag (tr^ve) wird auf längere Zeit 
zur Einleitung des Friedens abgeschlossen und ist demgemäss 
von der Vereinbarung über eine örtliche und vorübergehende 
Waffenruhe zu unterscheiden. Der Waffenstillstand und die 
Waffenruhe hemmen die kriegerische Action, d. h. es muss 
inzwischen jeder Angriff unterlassen und jeder Vorwärtsmarsch 
auf feindlichem Gebiete eingestellt werden. Die Aufnahme und 



») Am. Kriegsart. 105 u. f. 

») Zur Bewilligung der Capitulationsbedingungen ist der Befehlshaber def 
feindlichen Truppen, welche einen Platz bedrohen oder belagern, ermächtigt, so- 
weit die Zugeständnisse sich nicht auf die politische Veifassung und auf die Ver- 
waltung des Ortes beziehen. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 379 — 380. 
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Fortsetzung der Feindseligkeiten kann sofort erfolgen, sobald 
die für Waffenstillstand und Waffenruhe vereinbarte Frist ohne 
Waffenstillstands - Erneuerung oder Friedensschluss, resp. ohne 
Stundung der Waffenruhe, abgelaufen istJ^) 



'") Die längeren Waffenruhen werden wohl auch als »besondere« Waffen- 
stillstände bezeichnet und den »allgemeinen« Waffenstillständen gegenübergesetzt. 
Wie jedoch Bluntschli (a. a. O., S. 375) mit Recht bemerkt, so wäre es 
zweckmässiger, den Ausdruck »Waffenstillstand« auf diejenigen Acte zu beschrän- 
ken, welche die Fortsetzung der kriegerischen Action überhaupt von Staat zu 
Staat hemmen und nicht bloss an einzelnen Stellen und zwischen einzelnen 
Truppentheilen aufhalten. — Manche Juristen unterscheiden überhaupt nicht 
zwischen Waffenstillstand und Waffenruhe. — Heffter z. B. erklärt (a. a. O., 
S. 300) einfach : »Die Waffenstillstands- Verträge (wegen Unterbrechung der Feind- 
seligkeiten) sind entweder allgemeine, für die feindlichen Parteien in allen Punkten 
giltig, oder nur besondere für gewisse Truppen, Gegenden und Linien, und werden 
bald auf bestimmte, bald auf unbestimmte Zeit eingegangen.« 
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Dritter Abschnitt. 
Die Beendigung des Krieges. 



Erstes Kapitel. 
Die Beendigung des Krieges im Allgemeinen.'; 

§ 52. 
Der Krieg kann im Allgemeinen auf dreifache Weise be- 
endigt werden, nämlich: 

1. durch allseitige Einstellung der Feindseligkeiten und 
Neubeginn des friedlichen Verkehres; 

2. durch vollständige und unbedingte Unterwerfung des 
Besiegten unter den Sieger; 

3. durch Abschluss eines förmlichen Friedens unter den 
bisherigen Gegnern. 

Die Beendigung des Krieges durch Friedensschluss bildet 
die Regel. 

Hievon wird daher im zweiten Kapitel gesondert die 
Rede sein.'*^) 

§ 53. 

Beispiele einer Kriegsbeendigung ohne Friedensvertrag 
und sohin eines rein thatsächlichen Ueberganges in den Frie- 
denszustand hat auch unser Jahrhundert noch aufzuweisen. 

Als Grundlage des Friedenszustandes ist hiebei der Status 
anzusehen, bei welchem sich beide Theile seit Einstellung der 
Feindseligkeiten beruhigt haben. 

') Vergl. Heffter, a. a. O., S. 378 u. f. 

2) Ueber das Postliminium (und die Usurpation) siehe die Ausführungen 
des dritten Kapitels. 
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Im Uebrigen behält sich jede Partei ihre ursprüngliche 
Rechtsbehauptung vor, soweit der Streit nicht durch die That- 
sachen des Krieges seine factische Erledigung gefunden hat.^) 

§ 54. 

Im Falle der Kriegsbeendigung durch vollständige und 
unbedingte Unterwerfung des Besiegten unter den Sieger geht 
auf den letzteren lediglich nur die Staatsgewalt über. 

Der Sieger erhält kein Recht auf die Person und das 
Eigenthum der Unterthanen des besiegten Staates. 

Die debellatio des heutigen Völkerrechtes oder die Ver- 
nichtung der politischen Existenz des Gegners ist nicht die 
deditio im römischen Sinne.*) 



3) Bluntschli erklärt (a. a. O., S. 381): Soweit eine thatsächliche 
Umgestaltung der Dinge unangefochten fortdauert, soweit gilt der »Status quo 
post bellum res sunt« ; abgesehen davon aber ist der »Status quo ante bellum res 
fuerunt« als massgebend zu betrachten. 

*) Siehe die altrömische Deditionsformel bei Livius (I, 38): »Rex inter- 
rogavit: Estisne vos legati oratoresque missi a populo Collatino, ut vos popu- 
lumque CoUatinum dederetis? Sumus. Estne populus Collatinus in sua potestate? 
Est. Deditisne vos populumque CoUatinum , urbem, agros, aquam, terminos, 
delnbra, utensilia, divina humanaque omnia in meam populique Romani dicionem ? 
Dedimus. At ego recipio.« — Im Gegensatze zwischen antiker deditio und mo- 
derner debellatio spiegelt sich so recht eigentlich der Gegensatz zwischen antiker 
und moderner Auffassung des Staates. — Der antike Staatsbegriff ist, wie 
Bluntschli sich ausdrückt, »allumfassend und absolut«; der moderne Staats- 
begriff bedeutet nicht unbeschränkte Gewalt über Personen und Eigenthum, son- 
dern nur öffentlich-rechtliche »und insofern verfassungsmässige« Gewalt. 
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Zweites Kapitel. 
Die Eriegsbeendigung durch Friedenssohluss. ') 

§ 55. 

Der Friedensschluss ist diejenige völkerrechtliche Rechts- 
handlung, durch welche der Kriegszustand abgeschlossen und 
der Friedenszustand erneuert wird. Der Friedensvertrag, neben 
den Bündnissen die älteste Art der Völker- und Staatenverträge, 
enthält demgemäss die Bedingungen des Kriegsabschlusses und 
der Friedenserneuerung. Nach seinem Inhalte kann derselbe 
entweder als reiner und einfacher Friedensschluss (paix pure et 
simple) auf die blosse Erneuerung des Friedenszustandes ge- 
richtet oder als bedingter Friedensschluss unter gewissen Clau- 
sein und Verpflichtungen eingegangen sein.^) 

Da der Friedensschluss den bisherigen Kriegszustand de- 
finitiv beseitigt, so ergibt sich hieraus von selbst und auch ohne 
besondere ausdrückliche Clausel die Nothwendigkeit einer gegen- 
seitigen Amnestie oder der Niederschlagung aller Klagen und 
Ansprüche wegen Unbill oder Schädigung, welche die Ange- 
hörigen der einen Kriegspartei durch Angehörige der anderen 
Kriegspartei während des Krieges erlitten haben.^) 



1) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 380—390. 

2) Ueber »besondere Friedensclauseln«, betreffend die Restitution einer 
Sache aus dem Besitze eines Theiles an den anderen Theil und die Abtretung 
eines bestimmten Landes oder Landestheiles, vergl. Heffter, a. a. O., 

s. 385—386. 

3) Da der Grund der Amnestie nur in der Rücksicht auf die exceptionelle 
Natur des Krieges und in den allgemeinen Friedensbedürfnissen liegt, so darf 
dieselbe nicht darüber hinaus auch auf die Zerstörung solcher Klagen wirken, 
welche mit dem Kriege Nichts zu schaffen haben und deren Durchführung den 
Frieden nicht gefährdet. Ueber die drei Classen der hieher gehörigen Klagen 
vergl. Heffter, a. a. O., S. 381, und Bluntschli, a a. O., S. 386. 
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Vorbehalte ermöglichen sich selbstverständlich bei jeder 
Amnestie für jede Partei.*) 

§ 56. 

Die Giltigkeit des Friedensschlusses wird durch die Ueber- 
macht des Siegers nicht tangirt, wohl aber behindert durch 
einen äusseren Zwang, welcher gegen die zu den Friedensunter- 
handlungen bevollmächtigten Vertreter der Kriegsparteien ausge- 
übt wird. Durch den Friedensschluss wird mit dem Kriege auch 
der bisherige Rechtsstreit unter den kriegfiihrenden Staaten be- 
endigt. Nach dem Friedensschlüsse hat daher auch die Ausübung 
aller weiteren Feindseligkeiten aufzuhören.*^) 

Die Basis der erneuerten Friedensordnung bildet der öffent- 
liche Besitzstand zur Zeit des Friedensschlusses, soweit nicht in 
dem Friedensschlüsse abweichende Bestimmungen enthalten sind. 
Vertragsverhältnisse unter den Staaten, deren Wirksamkeit wäh- 
rend des Krieges suspendirt war, treten von Rechtswegen wieder 
in Wirksamkeit, soweit dieselben nicht entweder durch den 
Friedensschluss abgeändert werden oder Angelegenheiten be- 
treffen, welche durch den Krieg aufgelöst oder umgewandelt 
worden sind. Unberührt bleiben in der Regel, d. h. soweit ent- 
gegengesetzte Stipulationen nicht vereinbart werden, die Privat- 
rechte der Unterthanen und der Souveräne.^} 



*) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 382. 

*) Mit dem Eintritte des Friedens dürfen in dem bisher feindlichen Lande 
insbesondere keine Kriegsbeiträge mehr eingefordert werden. Wenn einzelne 
Truppenkörper, ohne von dem Friedensschlüsse unterrichtet zu sein, noch eine 
Stadt oder eine Festung einnehmen, so müssen sie dieselbe wieder räumen. 
Ebenso sind Schiffe, welche nach Abschluss des Friedens genommen wurden, 
wieder frei zu lassen. 

•) Wird in dem Friedensvertrage die Rückgabe des im Kriege eingenom- 
menen Gebietes versprochen, so gilt als Annahme der Vertragsparteien, dass das 
Rechtsverhältniss der Gebietshoheit nach Massgabe seines Bestandes vor der ep 
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Nebenwirkungen eines Friedensschlusses betreffen die Unter- 
thanen der kriegführenden Staaten und die Neutralen. Die Unter- 
thanen der kriegführenden Staaten haben sich den Friedens- 
clauseln zu unterwerfen ungeachtet der damit verbundenen Opfer 
und Aenderungen von Privatrechten. Die Neutralen werden 
von den Beschränkungen entbunden, welche ihnen das Recht 
des fremden Krieges auferlegt hat; sie behalten jedoch, weil die 
Amnestie in ihren Rechtskreis nicht eingreift, alle Ansprüche 
wegen verletzter Neutralität.') 

§ s;- 

Der Friedensvertrag tritt in Wirksamkeit mit dem Tage 
seiner Ratification durch die betreffenden Staatsgewalten. In 
der Regel wird jedoch verabredet, dass sofort nach Unterzeich- 
nung des Vertrages oder nach einem bestimmten demnächstigen 
Zeitpunkte die kriegerischen Operationen und alle Acte der 
Feindseligkeit überhaupt aufzuhören haben. ^) 

Ein Bruch des Friedensschlusses vor dessen wirklichem 
und vollständigem Vollzuge berechtigt die verletzte Partei, den 
ganzen Frieden als unverbindlich zu betrachten, den Krieg ohne 
Weiteres fortzusetzen und so zu handeln, wie wenn gar kein 
Friedensvertrag abgeschlossen worden wäre.^) 

Bezüglich der Gründe, aus welchen ein Friedensschluss 
angefochten oder aufgehoben werden mag, gelten die für die 



folgten feindlichen Besitznahme wieder anerkannt sei und dass das Land in dem 
thatsächlichen Zustande seiner Beschaffenheit zur Zeit des Friedensschlusses zurück- 
gegeben werde. Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 390 u. f. 

') Vergl. Heffter's Artikel »Friede« in Bluntschli 's Staats Wörterbuch, 
III. S. 770. 

8) Erst die Ratification macht den Vertrag perfect, d. h. erst vom Tage 
der Ratification an kann der Vollzug rechtlich gefordert werden. 

») 3iehe Geffcken bei Heffter, a. a. 0., S. 388, 
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Giltigkeit und Dauer der Staatenverträge überhaupt massgeben- 
den Sätze. '0) 



^^) Die unmögliche Erfüllung gilt nicht als Bruch des Friedensschlusses, 
d. h. auch von der Nichtausführung einzelner Friedensartikel gilt das »Ultra posse 
nemo tenetur«. — Wenn z. B. der Prager-Friede zwischen Oesterreich und Preussen 
vom 23. August 1866 dem »Vereine der süddeutschen Staaten« eine »internationale 
unabhängige Existenz« zuschrieb, so konnten doch die betreffenden Staaten nicht 
gezwungen werden, einen Verein zu bilden. — Siehe Bluntschli, a. a. O., 

s. 393. 
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Drittes Kapitel, 
Das PostliminiumJ) 

§ 58. 

Unter Postliminium versteht man die ohne Friedensschluss 
in Folge factischer Befreiung von der feindlichen Gewalt ein- 
tretende Wiederbelebung des durch die Kriegsgewalt gestörten 
Zustandes. 

Der Ausdruck »Postliminium« ist dem römischen Rechte 
entnommen, hat aber im heutigen Völkerrechte eine andere Be- 
deutung, als das antike Postliminium. 

Man unterscheidet das Postliminium der Völker- und Staats- 
gewalten und das Postliminium der Privatpersonen und Privat- 
verhältnisse. 2) 

§ 59. 
Mit der freiwilligen Räumung eines von dem Feinde bis- 
lang besetzten Gebietstheiles oder mit der Verdrängung des- 
selben durch die befreundete Kriegsgewalt hört das feindliche 
Kriegsrecht sofort auf, das frühere Rechtsverhältniss wird er- 
neuert und die vormalige Staatsgewalt tritt wieder in ihre 
Rechte und Pflichten ein.^) 



<) Vergl. im Allgemeinen H e f f t e r , a. a. O., S. 393 — 406, und Bluntschli, 
a. a. O., S. 394 — 401. 

2) Die Römer nahmen an, dass durch die feindliche Gefangenschaft für 
deren Dauer der römische Bürger seine bürgerlichen Rechte verliere, — dass er 
aber sofort sein früheres Recht wieder erlange, wenn er sich der Gefangenschaft 
zu entziehen vermöge; sie fingirten dann, dass der Bürger niemals gefangen 
worden sei und sein Recht fortwährend erhalten habe. Diese Fiction bezeichneten 
die Römer als »postliminium«. — Vergl. namentlich: Hase, Das j. p. (Halle 185 1) 
und H. E. Young, De j. p. (Berol. 1854). 

^) Pie Verdrängung des Feindes durch einen Dritten ohne eigenes Zuthun 
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Wenn der Feind in der Zwischenzeit wirkliche Regierungs- 
acte ausgeübt hat, so können solche nicht insgesammt und unter- 
schiedslos als ungeschehen angesehen werden; derartige Regie- 
rungsacte bleiben vielmehr in der Regel in Kraft, soweit dieselben 
blosse Verwaltungs- und Gerichtsacte sind oder eine privat- 
rechtliche Bedeutung haben.*) 

Die restaurirte Regierung ist nicht verpflichtet, die von 
der feindlichen Zwischenregierung vorgenommene Veräusserung 
von Staatsdomänen oder Renten oder die durch den feindlichen 
Usurpator für das besetzte Land contrahirten Staatsschulden 
als rechtsverbindlich anzuerkennen. Anders verhält sich aber 
die Sache, wenn die Eroberung durch die Anerkennung im 
Frieden vollzogen wird, resp. wenn einmal der Friede die Er- 
oberung bestätigt hat. Der Eroberer ist dann berechtigt, die 
Staatshoheit auszuüben und auch dritten Personen gegenüber 
für das Land zu handeln.*) 

§ 60. 
Das Postliminium der Privatpersonen bedeutet, dass die 
persönlichen Rechte, an deren Ausübung dieselben durch die 
Kriegsgefangenschaft gehindert waren, nunmehr von ihnen wieder 
ausgeübt werden können,^) 



gibt wider dessen Willen nicht von selbst die frühere staatliche Existenz zurück. 
Vergl. Heffter, a. a. O., S. 395 und 397. — lieber den Fall, in welchem ein 
Volk ohne Zuthun der vom Feinde vertriebenen Regierung und ihrer Bundes- 
genossen sich durch eigene Kraft von der feindlichen Herrschaft befreit, vergl. 
Bluntschli, a. a. O., S. 395—396. 

*) Regieningsacte des Zwischenherrschers oder Usurpators, welche den 
Verfassungszustand des Landes ändern oder einen wesentlich politischen Charakter 
haben, können von der restaurirten Staatsgewalt für unwirksam erklärt werden. 

») Der Hauptstreitpunkt! Vergl. Heffter, a. a. O., S. 396 und 398; und 
Bluntschli, a. a. O., S. 397—398. 

8) Die für den Kriegsgefangenen bestellte Vormundschaft hört auf. Die 
Ehe des Kriegsgefangenen dauert nach heutigem Rechte fort. Der Kriegsgefangene 
Resch, Modernes Kriegsrecht. 2. Aufl. 5 
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Das Postliminium lässt sodann das Grundeigenthum wieder 
wirksam werden, wenn letzteres dem Eigenthümer während des 
Krieges durch die feindliche Kriegsgewalt entzogen wurde und 
jetzt wiederum unter die Autorität des befreundeten Staates 
zurückgekommen ist.') 

Nicht minder können die von dem Feinde weggenommenen 
beweglichen Sachen nach Verdrängung der feindlichen Gewalt 
bis zum Friedensschlüsse von dem verletzten Eigenthümer zurück- 
genommen werden.^) 



kann über sein Vermögen gütig verfügen unter Lebenden und durch letzten 
Willen. 

') Die von der feindlichen Kriegsgewalt veräusserten Häuser und Grund- 
stücke sind durch die Eigenthümer vindicirbar, d. h. die geschehene und nicht 
im Frieden ausdrücklich oder stillschweigend bestätigte Veräusserung ist ungiltig. 

8) Ueber das Recht der Reprise ist schon in der Lehre vom Seebeute- 
rechte abgehandelt worden. — Siehe oben S. 47 — 48. — Vergl. insbesondere die 
S. 51 citirte Arbeit von G. F. v. Martens! 
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ZWEITER THEIL. 
RECHT DER NEUTRALITÄT. 



5* 
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Erster Abschnitt. 
Die Neutralität im Allgemeinen J) 

§ 6i. 

Unter Neutralität versteht man die Nichtbetheiligung am 
Kriege Dritter, d. h. neutral sind diejenigen Staaten, welche 
weder selbst am Kampfe sich betheiligen, noch zum Vortheile 
oder Nachtheile eines der kämpfenden Theile sich bethätigen.^) 
Ein neutraler Staat ist, wie Klub er sagt, weder Richter, noch 
Partei. Der neutrale Staat behauptet den Frieden in Mitten des 
Kampfes der Kriegsparteien.^) 

Es ist hienach unzutreffend, von einer Neutralität als einer 
sogenannten »unvollständigen« Neutralität dann zu reden, wenn 
ein Staat allen kriegführenden Theilen die gleichen Begünsti- 
gungen wirklich gewährt oder aber nur einen Theil begünstigt, 
jedoch vermöge früherer Verträge. Abgesehen davon, dass der 
Neutrale grundsätzlich gar keine Begünstigung des Krieges vor- 
nehmen soll, so ist eine vollkommen gleiche Begünstigung beider 



*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 303 — 377, sowie die 
daselbst verzeichneten Schriften. — Aus der neueren Literatur sind, abgesehen 
von den allgemeinen Systemen des Völkerrechtes, namentlich hervorzuheben: 
Leschkof, Des principes de la neutralit^ et du commerce neutre (Moscou 1841). 
' — Haute feuille, Droit des nations neutres en temps de guerre maritime 
(Paris 1848). — Gessner, Le droit des neutres sur mer (2 dd., Berlin 1876). 

2) Siehe Heffter, a. a. O., S. 303—307; und Bluntschli, a. a. O., 
S. 403 — 406. — Vergl. auch Berner 's Artikel »Neutralität« in Bluntschli 's 
Staatswörterbuch, VH. S. 252. 

3) Der Begriff der Neutralität ist ein wesentlich moderner. Hugo Gro- 
tius bezeichnet die Neutralen noch als »medii«. Bynkershoek erklärt: »Non 
hostes, qui neutrarum partium sunt«. 
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Parteien thatsächlich unmöglich in Folge der Verschiedenheit 
der geografischen Lage und der beiderseitigen Bedürfnisse. Die 
Begünstigung einer Kriegspartei mag sodann durch frühere Ver- 
träge rechtlich geboten sein, enthält jedoch nichtsdestoweniger 
thatsächlich eine Verletzung der Neutralität.*) 

Man unterscheidet eine nothwendige und eine freiwillige 
Neutralität: erstere wird durch völkerrechtliche Acte und Ver- 
träge garantirt; letztere beruht auf dem friedlichen Entschlüsse 
der Staaten. Die dauernde vertragsmässige Neutralität bezeich- 
net man gewöhnlich als > ewige« Neutralität. Die Neutralität 
heisst eine »bewaffnete«, wenn der neutrale Staat zum Schutze 
seiner Neutralität gewaffnet oder gerüstet auftritt.^) 

§ 62. 

Von den drei Bedingungen der Neutralität, auf deren Er- 
füllung sich alle einzelnen Pflichten der Neutralen zurückfuhren 
lassen, besteht die erste Bedingung in der Nichtduldung Dessen, 
dass eine Kriegspartei im Gebiete des neutralen Staates un- 
mittelbar feindselige Handlungen gegen die andere Kriegspartei 
vornehme. Wenn der neutrale Staat die Vornahme derartiger 
Handlungen nicht zu verhindern vermag, so hat er die Mass- 
regeln der geschädigten Kriegspartei zu tragen. Hiebei ist ins- 
besondere die Berufung des Neutralen auf die Unzulänglichkeit 



^) Die vom Grafen Bernstorff 870 in seiner Correspondenz mit Lord 
Granvillle über den Waffenhandel gewünschte »neutralitd bienveillante« ist 
keine Neutralität mehr. In dem Masse, in welchem eine solche Neutralität sich 
für den einen Theil als eine wohlwollende erweist, muss dieselbe fiir den anderen 
Theil eine übelwollende werden. Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 304. 

*) Die blosse Rüstung und selbst die Truppenaufstellung des neutralen 
Staates bedeutet noch nicht Theilnahme am Kriege, sondern nur Schutz des 
Friedenszustandes gegen Uebergriffe einer Kriegspärtei. Vergl. Bluntschli, 
a. a. O., S. 405 — 406. 
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der Gesetze seines Staates zur Aufrechthaltung der Neutralität 
durchaus unzulässig.^) 

Die zweite Bedingung der Neutralität besteht darin, dass 
der neutrale Staat jeder Störung einer Kriegspartei in deren 
rechtmässigen Kriegsoperationen ausserhalb des neutralen Ge- 
bietes sich enthalte und daher namentlich z. B. eine rechtmässige 
Blocade respectire.^) 

Die dritte Bedingung der Neutralität besteht darin, dass 
der neutrale Staat jede positive Unterstützung einer Kriegspartei 
zu Kriegszwecken unterlasse. Der neutrale Staat soll daher ins- 
besondere einer Kriegspartei weder Truppen oder Kriegsschiffe 
oder anderweitiges Kriegsmateriale zur Verfugung stellen, noch 
Subsidien für die Kriegführung bezahlen oder ein Gelddarlehen 
für Kriegszwecke gewähren. Auch darf der neutrale Staat nicht 
gestatten, dass sein Gebiet von einer Kriegspartei auf irgend 
welche Weise zu Kriegszwecken benützt werde. ^) 

§63- 
Die Verletzung der Neutralitätsbedingungen durch einen 
neutralen Staat berechtigt die geschädigte Kriegspartei, die 



6) Ein Staat ist verpflichtet, seine Gesetzgebung in derjenigen Weise ein- 
zurichten, welche die Erfüllung der völkerrechtlichen Verbindlichkeiten gestattet. 
Die Landesgesetzgebung, d. h. der eigene Wille eines Staates, kann diesen von 
den allgemeinen im Völkerverkehre giltigen Sätzen nicht befreien. Siehe Geff- 
cken beiHeffter, a. a. O., S. 310 — 311. 

') »Amici hello se non interponant [« Liv. bist. XXXV, 48. 

8) Ein neutraler Staat ist daher nicht befugt, einer Kriegspartei den Durch- 
marsch durch das neutrale Gebiet zu gestatten. Ebensowenig darf der neutrale 
Staat die Kriegsschiffe der Kriegsparteien in seine Seehäfen einlaufen oder über 
seine Ströme, Flüsse oder Kanäle hindurchfahren lassen (ausser zu offenbar fried- 
lichen Zwecken oder im Nothstande). Die Durchfahrt der Kriegsschiffe durch das 
neutrale Küstengewässer gilt dagegen als eine Verletzung der Neutralität nur 
dann, wenn der neutrale Staat die Durchfahrt den Kriegsparteien untersagt hat« 
Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 416 u. f. 
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Neutralität des betreffenden Staates als erloschen anzusehen 
undl entweder Repressalien anzuwenden oder zur Kriegserklärung 
zu schreiten. Von der Verletzung der Neutralitätsbedingungen 
durch den neutralen Staat ist jedoch die Verletzung der Neu- 
tralität durch Unterthanen des neutralen Staates wohl zu unter- 
scheiden. Ein neutraler Staat kann nicht unbedingt für alle dies- 
fallsigen Handlungen seiner Unterthanen, sondern nur für eine 
offenbare Vernachlässigung der Sorge um seine Neutralität und 
für jede absichtliche Begünstigung des Neutralitätsbruches ver- 
antwortlich gemacht werden.^) 

Als unzweifelhafte Verletzung der staatlichen Neutralitäts- 
pflicht gilt daher die Erlaubniss der neutralen Staatsregierung 
zu massenhafter Betheiligung ihrer Unterthanen an einem frem- 
den Kriege oder zur Annahme von Caperbriefen oder zur Aus- 
rüstung von Caperschiffen oder von Kriegsschiffen fiir eine 
Kriegspartei. '^) 



») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 313 — 318, und insbesondere die scharf- 
sinnigen Zusatznoten von Geffcken. 

10) In dem zwischen Grossbritannien und den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika am 8. Mai 1871 zu Washington abgeschlossenen Vertrage, insbe- 
sondere betreffend die Erledigung der »Alabama«-Angelegenheit durch ein Schieds- 
gericht, werden durch Artikel VI drei Regeln festgesetzt, welche der schieds- 
richterlichen Entscheidung als rechtliche Grundlage dienen und auch in Zukunft 
für die contrahirenden Theile verbindlich sein sollen. Eine neutrale Macht ist 
verbunden : 

. hinreichende Sorgfalt anzuwenden, um innerhalb ihrer Jurisdiction die 
Ausrüstung, Bewaffnung oder Equipirung irgend eines Schiffes zu verhindern, 
von dem sie mit ausreichendem Grunde glauben kann, dass es bestimmt sei, 
gegen eine Macht, mit der sie im Frieden lebt, zu kreuzen oder Krieg zu führen ; 
und ebenso gleiche Sorgfalt anzuwenden, um das Auslaufen eines solchen Schiffes 
aus seinem Jurisdictionsbezirke zu verhindern, sofern ein solches Schiff ausdrück- 
lich ganz oder zum Theile innerhalb des neutralen Gebietes zu kriegerischem 
Zwecke hergestellt ist; 

2, nicht zu erlauben oder zu dulden, dass einer der Kriegführenden sich 
ihrer Häfen oder Gewässer als Basis maritimer Operationen gegen den anderen 
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Der neutrale Staat ist jedoch nicht verpflichtet zum Ver- 
bote der Eröffnung einer Privatanleihe von Seiten einer Kriegs- 
partei und zum Verbote der Waffenlieferungen neutraler Unter- 
thanen an Kriegführende.'') 



Kriegführenden bediene oder dazu benutze, seine Kriegsvorrätbe und Waffen zu 
erneuem oder zu vermehren,* oder dass einer der Kriegführenden innerhalb des 
neutralen Gebietes Mannschaften anwerbe ; 

3. hinreichende Sorgfalt in ihren eigenen Häfen und Gewässern, sowie in 
Bezug auf alle Personen innerhalb ihrer Jurisdiction zu verwenden, um jede Ver- 
letzung der vorbenannten Verpflichtungen zu verhindern. 

Vergl. Geffcken, Die Alabama-Frage. Stuttgart 1852. 

^») Vergl. namentlich Geffcken bei Heffter, a. a. O,, S. 315 u. f. — 
Eine Verletzung der Neutralitätspflicht wäre allerdings die > ausdrückliche Ge- 
stattung« von Anlehen oder Lieferungen, die jedoch von Seiten einer Regierung 
schwerlich vorkommen dürfte. — Ein flagranter Bruch der Neutralität war es unter 
allen Umständen, dass die amerikanische Regierung während des jüngsten deutsch- 
französischen Krieges Waffen und Munition an die französischen Agenten lieferte 
und darüber direct mit der »Regierung der Nationalvertheidigung« verhandelte! 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Rechte der Neutralen.') 



Erstes Kapitel. 
Allgemeine Grundsätze über die Rechte der Neutralen.^) 

§ 64- 
Der für die Ausmessung der Rechte der Neutralen mass- 
gebende Grundsatz geht dahin, dass der neutrale Staat alle jene 
Rechte anzusprechen hat, welche ihm sonst im Friedenszustande 
zukommen, soweit nicht Verträge oder die nothwendigen Bedin- 
gungen der Neutralität eine Ausnahme bewirken; — aus diesem 
massgebenden Grundsatze folgt aber mit Nothwendigkeit, dass jede 
Kriegspartei: i. das neutrale Gebiet und die inneren Verhältnisse 
des neutralen Staates, 2. die Rechte der Angehörigen des neu 
tralen Staates, sowie die Verhältnisse des neutralen Staates und 
seiner Angehörigen zu den anderen neutralen Staaten und zu 
deren Angehörigen, 3. die Verhältnisse des neutralen Staates 
und seiner Angehörigen zu den kriegführenden Staaten und 
zu deren Angehörigen zu respectiren hat.^) 

§65- 

Das neutrale Gebiet darf in keiner Weise zum Kriegsfelde 
gemacht werden. 

Eine durch die gegnerische Kriegspartei verfolgte Streit- 
macht findet daher im neutralen Land- und Seegebiete ein Asyl, 

») Siehe Heffter, a. a. O., S. 318 u. f. 
«) Siehe Heffter, a. a. O., S. 318—321. 

3) Vergl. Bern er 's Artikel >Neutralitätc in Bluntschli's Staatswörter 
buch, VII. S. 260—261. 
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auf welchem die Fortsetzung der Verfolgung durch den Gegner 
unstatthaft ist; die neutrale Staatsgewalt muss jedoch durch ge- 
eignete Massregeln dafür sorgen, dass das Asyl nicht zu einem 
Angriffspunkte missbraucht werde. 

Jede Handlung, durch welche das neutrale Gebiet in irgend 
welcher Weise zum Kriegsfelde gemacht würde, berechtigt die 
neutrale Staatsgewalt zum sofortigen thatsächlichen Einschreiten 
behufs Verhinderung der Gebietsverletzung.'*) 

^66. 

Personen und Eigenthum der Unterthanen des neutralen 
Staates sind unantastbar. Grundstücke eines neutralen Staates 
oder seiner Unterthanen, welche im Gebiete einer Kriegspartei 
liegen, bleiben allerdings den Kriegslasten unterworfen. Dagegen 
darf eine Kriegspartei nur im äussersten Nothfalle und gegen 
volle Entschädigung neutrale Sachen, z. B. Schiffe, in Beschlag 
nehmen und für ihre Zwecke verwenden (jus angariae).^) 

Der Verkehr der neutralen Staaten unter einander erleidet 
durch den Krieg an sich keine Beeinträchtigung: es darf ins- 
besondere der freie Handelsverkehr unter den • Angehörigen der 
neutralen Staaten durch die Kriegsparteien nicht gestört werden.^) 

Ein gewaltiger Streit besteht jedoch seit Jahrhunderten in 
der Staatenpraxis wie in der Völkerrechtstheorie bezüglich der 

*) Ueber die Grundsätze der Seestaaten in Bezug auf :i Kriegsschiffe auf 
neutralem Gebiete« vergl. die gleichnamige Schrift v. Kaltenborn's (Ham- 
burg 1850). 

*) Die Wegnahme neutraler Sachen und deren Verwendung für die Zwecke 
der Kriegsparteien rechtfertigt sich daher ausser dem Falle der Noth auch nicht 
gegen Vergütung des Werthes vermittelst eines sogenannten Vorkaufes (le droit 
de pr^emtion). 

«) Wie Heffter bemerkt (a. a. O., S. 322), so macht nur die Signalisi- 
rung eines solchen Verkehres und die Abwehrung einzelner Plackereien, welche 
der Kriegsstand unter anderen Nationen nach der bisherigen Praxis mit sich ge- 
bracht hat, noch die Feststellung gewisser Principien in der Zukunft nothwendig. 
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Frage nach Art und Ausmass der Beschränkungen des neutralen 
Handelsverkehres mit den Kriegsparteien selbst.') 



') Ueber die Geschichte des ganzen Verhältnisses siehe : J. R e d d i e, 
Researches in maritime international law. Edinb. 1844 — 1845. I^- Vols. — 
L. B. Haute feuille, Histoire du droit international maritime. Ed. 2. Par. 1869. 

Unter den Monographieen enthält die beste Vertheidigung der strengen 
Ansichten Englands: Ch. Jenkinson (nachmals Lord Liverpool), Discourse on 
the conduct of Great Britain in respect to neutral nations during the present 
war. Lond. 1757. — Von den Schriften für die Rechte der Neutralen sind nament- 
lich zu erwähnen: M. Hübner, De la saisie des bdtiments neutres etc. A la 
Haye 1759. — Totze, La libert^ de la navigation. Lond. et Amst. 1780. — 
J. G. Busch, Ueber das Bestreben der Völker, einander in ihrem Seehandel 
recht weh zu thun. Hamb. 1800. — Jouffroy, Le droit des gens maritime. 
Berl. 1806. — Biedermann, Manuel diplomatique sur le dernier ^tat de la 
controverse concernant les droits des neutres. Leipz. 18 14. — L. B. Haute- 
feuille, Des droits et des devoirs des nations neutres en temps de guerre ma- 
ritime. Ed. 3. I— IV. Par. 1865. 

Vergl. insbesondere: E. W. As her, Beiträge zu einigen Fragen über die 
Verhältnisse des Seehandels in Kriegszeiten. Hamb. 1854. — L. Gessner, Das 
Recht des neutralen Seehandels. Bremen 1855. — Weiss, Code du droit mari- 
time international. Paris 1858. — Vergl. auch die Schriften von Cauchy (Le 
droit maritime interns^tional, 1862) und Attlmayr (Elemente des internationalen 
Seerechtes, 1873), sowie das treffliche Buch von Carl Bergbohm, Die be- 
waffnete Neutralität von 1780 — 1783. Eine Entwickelungsphase des Völkerrechtes 
im Seekriege. (Berlin 1884). 

Die gründlichste Darstellung und scharfsinnigste Kritik der gesammten 
hier fraglichen Literatur bietet noch immer v. Mo hl, Geschichte und Literatur 
der Staatswissenschaften, I. S. 426 u. f. 
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Zweites Kapitel. 

Die Rechte der Neutralen in Ansehung des Handels mit besonderer Rück- 
sicht auf die verbotene Zufuhr (Gontrebande) und auf die Beschränkungen 
des neutralen Frachtverkehres in Folge des Seebeuterechtes. ') 

§67. 

Nach den Auseinandersetzungen im vorigen Paragraphe 
besteht ein Streit nicht über das Recht der Neutralen zum 
Handel im Kriege überhaupt, sondern nur über die Ausdehnung 
des betreffenden Rechtes und zwar insbesondere über Art und 
Ausmass der Beschränkungen des neutralen Handelsverkehres 
mit den Kriegsparteien selbst. 

Im Einzelnen handelt es sich aber hiebei um drei Haupt- 
punkte, nämlich: 

1. um die Frage der verbotenen Zufuhr (Kriegscontrebande); 

2. um die Frage nach den Beschränkungen des neutralen 
Frachtverkehres in Folge des den Kriegsparteien zustehenden 
Beuterechtes im Seekriege; 

3. um die Frage nach der Begrenzung des neutralen Ver- 
kehrsrechtes durch das Biocaderecht der Kriegsparteien. 

Wir erörtern hier zunächst die sub i und 2 verzeichneten 
und im nächsten Zusammenhange stehenden Fragen, während 
wir die Wirkungen des Biocaderechtes für die Neutralen ge- 
sondert im dritten Kapitel vorführen.^) 

§ 68. 
Da sich das Verbot der Zufuhr von Kriegsbedarf an eine 
Kriegspartei durch die Neutralen aus dem Wesen der Neutralität 

') Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 321 u. f., sowie die in 
Note 7 zum vorigen Paragraphe verzeichnete Literatur. 

2) Vergl. die »Darlegung der einzelnen Fragen« bei Heffter, a. a. O., 
S. 325—326. 
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von selbst ergibt, so ist auch das Recht der Kriegsparteien, 
gegen eine solche Zufuhr strafend einzuschreiten, nach positivem 
europäischem Völkerrechte über allen Zweifel erhaben. Die gegen 
das Verbot (contra bannum) zugeführten Gegenstände werden 
als »Kriegscontrebandec bezeichnet. Die Frage der verbotenen 
Zufuhr gliedert sich demgemäss in die Fragen nach den Artikeln, 
nach dem Thatbestande und nach den Folgen der Kriegs» 
contrebande.^) 

Eine allgemein massgebende Definition des Begriffes der 
Kriegscontrebande kann nicht aufgestellt werden. Soweit daher 
hierüber nicht giltige Verträge entscheiden, vermag nur Das- 
jenige als Kriegscontrebande zu gelten, was zu allen Zeiten von 
allen Völkern gleichmässig als Contrebande der Neutralen be- 
handelt worden ist, d. h. jede militärische Angriffs- und Schutz- 
waffe nebst Kriegsmunition. Von anderweitigen Artikeln, deren 
Eigenschaft als Kriegscontrebande in Theorie und Praxis bald 
behauptet und bald bestritten wird, sind namentlich hervor- 
zuheben: Materialien, welche zu Kriegsbedürfnissen verarbeitet 
werden können; Pferde; Dampfmaschinen für Kriegsschiffe und 
Theile derselben; Kohlen; Lebensmittel; baares Geld; Schiffe, 
welche zu Kriegszwecken irgend welcher Art gebaut oder aus- 
gerüstet sind.*) — Der blosse Verkauf der verbotenen Gegen- 



3) Ueber Kriegscontrebande siehe im Allgemeinen Heffter, a. a. O., 
S. 337 — 350, sowie Per eis, Seerecht, S. 253 — 271. — Vergl. auch H. Leh- 
mann, Die Zufuhr von Kriegscontrebande nach kriegführenden Ländern seitens 
Neutraler. Kiel 1877. — Moseley, What is contraband of war and what is 
not; comprising all the American and English authorities on the subject. Lon- 
don 1861. 

♦) Ueber die Gegenstände der Kriegscontrebande siehe Heffter, a. a. 0., 
S. 341 — 343, sowie Pereis, Seerecht, S. 255—259. — Auch die Pariser Decla- 
ration hat keinen Versuch gemacht, die Gegenstände der Kriegscontrebande in 
eine einheitliche Formel zusammenzufassen. — Während Lebensmittel und Geld, 
soweit nicht directe Zufuhr zu einer feindlichen Flotte stattfindet, jetzt kaum mehr 
zur möglichen Contrebande gerechnet werden, besteht noch immer ein^ sghwan- 
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stände an eine Kriegspartei begründet jedoch für den Gegner 
noch kein Recht zur Bestrafung des Neutralen; zur Straffallig- 
keit gehört vielmehr ein Versuch der Zuführung an den Feind 
und die Ergreifung des Contrebandirers während der Zufuhr."') — 
Liegt der Thatbestand der Kriegscontrebande vor, so bestehen 
im Betretungsfalle die Folgen in der Wegnahme und Confisca- 
tion des Objectes, beziehungsweise auch des Transportmittels 
und (nach partikulärer Praxis) auch der an Bord desselben 
Schiffes befindlichen unverfänglichen Waaren. Die Confiscation 
erfolgt entweder gegen Ersatz oder ohne solchen und zwar 
gegen Ersatz : a) soweit Solches durch Vertrag vereinbart ist ; 
b) nach partikulärer Praxis, wenn angenommen wurde, dass der 
neutrale Eigenthümer der Contrebande-Artikel keine Kenntniss 
von deren Bestimmung für den Feind hatte. ^) 



kende Theorie und Praxis bezüglich der Kohlen. Siehe namentlich Geffcken 
bei Heffter, a. a. O., S. 344—345- 

») Für die Beurtheilung der Frage, ob ein Fall der Kriegscontrebande 
vorliege, ist neben dem Charakter des Objectes dessen Bestimmung massgebend. 
Für die Ermittelung dieser Bestimmung kommt zunächst der aus den Schiffspapie- 
ren sich ergebende Bestimmungsort in Betracht. Wenn jedoch der Verdacht der 
Kriegscontrebande angezeigt erscheint, so genügt zur Beseitigung desselben die 
Angabe eines unverfänglichen Bestimmungsortes in den Schiffspapieren wenigstens 
dann nicht, wenn der Curs des betreffenden Schiffes ein anderer ist, als er nach 
dem Inhalte der Ladungspapiere und zwar insbesondere der Connossemente sein 
müsste. Siehe Pereis, Seerecht, S. 259. 

«) Per eis bemerkt (Seerecht, S. 265) mit Recht: Die Wissentlichkeit der 
Beförderung Von Kriegscontrebande rechtfertigt sicherlich die strengsten Repressiv- 
massregeln. Wer wissentlich Kriegscontrebande befördert oder befördern lässt und 
mithin die Unterstützung einer Kriegspartei unternimmt, begeht eine feindselige 
Handlung gegen die andere Partei und setzt sich selbst solcher Behandlung aus. 
Ilandelsinteressen müssen sich auf dem Kriegsgebiete den Interessen der Krieg- 
führung unterordnen; jeder neutrale Privatmann, der wissentlich den Feind be 
günstigt, ist für seine Person nicht mehr neutral. — Strenge auf diesem Gebiete 
erscheint sogar als eine Pflicht der Humanität, weil dieselbe zur Abkürzung der 
Kriege beiträgt. — Vergl. Oppenheim, Völkerrecht, S. 247. 
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Die neuere Praxis hat den Begriff der Kriegscontrebande 
auch auf gewisse anderweitige Transporte der Neutralen ausge- 
dehnt, denen eine Beförderung oder Unterstützung der Absichten 
und Zwecke einer Kriegspartei gegen die andere unverkennbar zu 
Grunde Hegt. Hauptfälle einer solchen > uneigentlichen c Kriegs- 
contrebande (contrebande par accident) sind: i. die Zufuhr von 
Mannschaften für den Land- oder Seekrieg; 2. die Beförderung von 
Depeschen an oder für eine Kriegspartei; 3. der Transport von 
Agenten der Kriegsparteien, wenn die Bestimmung derselben auf 
die Unterstützung der Kriegszwecke und die Beschaffung von 
Kriegsmitteln gerichtet ist. Die Folge des Thatbestandes der un- 
eigentlichen Kriegscontrebande ist die Wegnahme, resp. Gefangen- 
nahme, des Objectes und — je nach den Umständen — auch 
die Cjonfiscation des Transportmittels.') 

§69. 

Die Frage nach den Beschränkungen des neutralen Fracht- 
verkehres in Folge des den Kriegsparteien zustehenden Beute- 
rechtes im Seekriege gliedert sich des Näheren in die Doppel- 
frage, inwieweit die Ausübung dieses Rechtes zulässig sei 
I. wenn nur das Schiff feindlicher Nationalität, die Ladung aber 
neutrales Eigen thum ist; 2. wenn nur die Ladung feindliches 
Eigenthum, das Schiff aber ein neutrales ist. Die hiemit be- 
zeichnete Doppelfrage hat folgende Lösungen gefunden: a) neu- 
trales Gut auf feindlichem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen 
(»unfrei Schiff — unfrei Gute), resp. dasselbe ist der Wegnahme 
nicht unterworfen (»unfrei Schiff — frei Gut«); — b) feindliches 
Gut auf neutralem Schiffe ist der Wegnahme unterworfen (»frei 
Schiff — unfrei Gut«), resp. dasselbe ist der Wegnahme nicht 

') Ueber die 9uneigeiitliche€ Kriegscontrebande oder über die »analogen 
Fälle der Contrebandec siehe Heffter, a. a. O., S. 348, sowie Per eis, Seerecht, 
S. 267 — 271. Vergl. auch H. Marquardsen, Der Trentfall. Zur Lehre von 
der Kriegscontrebande und dem Transportdienste der Neutralen. Erlangen 1863. 
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unterworfen (»frei Schiff — frei Gut«), beziehungsweise dasselbe 
ist nebst dem Schiffe der Wegnahme unterworfen (»unfrei Gut — 
unfrei Schiff«). Diese Lösungen haben sich in drei verschiedenen 
Systemen entwickelt.^) 

Das älteste System ist das System des Consolato del mare, 
welches die Regel aufstellt, dass feindliches Gut auf neutralem 
Schiffe der Wegnahme unterworfen, dagegen neutrales Gut auf 
feindlichem Schiffe der Wegnahme nicht unterworfen sei.^) Un- 
gleich weiter ging in der Begünstigung der Kriegsparteien das 
System Frankreichs, welches seit circa 1400 erklärte: »Feind- 
liches Schiff wird mit allen darauf befindlichen, selbst neutralen 
Gütern confiscirt« (mit der Parömie: »Unfrei Schiff — unfrei Gut«) 
und sogar nicht selten mit dem noch weiter gehenden Zusätze: 
»Neutrales Schiff verfällt, wenn es feindliches Gut geladen hat« 
(mit der Parömie: »Unfrei Gut — unfrei Schiff«).'^) 



^) Siehe über die Beschränkungen des neutralen Frachtverkehres Heff- 
ter, a. a. O., S. 350—355, sowie Per eis, Seerecht, S. 237—245. — Vergl. 
auch M. Furneaux, Abridged history of the principal treatises of peace with 
reference to the question of the neutral flag protecting the property of the 
Enemy. London 1837. — Ferd. Conte Lucchesi-Pal li, Principt di diritto 
pubbl. maritimo. Nap. 1841. — Aegidi und Kl au hold, Frei Schiff unter 
Feindes Flagge. Urkundliche Darstellung der Bestrebungen zur Fortbildung des 
Seerechtes seit 1856. Hamburg 1866. 

0) Wir schliessen uns im Texte wesentlich an die lichtvolle und gründliche 
Darstellung von Pereis an. 

'") Erst im Utrechter Tractate gab Frankreich dieses harte Recht auf; 
der Vertrag mit den Hansastädten von 17 16 und 1769 führte jedoch zum Theile 
das alte strenge System zurück. Der Tractat mit Nordamerika von 1778 bewilligte 
den Neutralen den Satz: »Frei Schiff • frei Gut«, wodurch aber an sich noch 
nicht der andere Satz: »Unfrei Schiff — unfrei Gut« aufgehoben wurde; gegen 
Ende des Jahrhundertes adoptirte dann Frankreich zeitweilig die Sätze des Con- 
solato del Mare. Im Jahre 18 12 proclamirte Napoleon I. den Grundsatz: »Frei 
Schiff — frei Gut« und zwar »als einen immer (!) von Frankreich befolgten Grund- 
satz«. Vergl. V. Kaltenborn's Artikel »Seekrieg« in Bluntschli's vStaats- 
wörterbuch, IX. S. 380. 

}l e s Q h , Modernes Kriegsrecht. 2. AuQ. 
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Das dritte System begründet die Freiheit des feindlichen 
Gutes auf neutralem Schiffe und des neutralen Gutes auf feind- 
lichem Schiffe. Die Pariser Pacification von 1856 führte zu der 
gemeinsam vereinbarten Erklärung der Paciscenten: Die neutrale 
Flagge deckt die feindliche Waare mit Ausnahme von Kriegs- 
contrebande (Regel 2); die neutrale Waare, mit Ausnahme von 
Kriegscontrebande, ist nicht beschlagnehmbar unter feindlicher 
Flagge (Regel 3). Diese Grundsätze der Seerechtsdeclaration 
vom 16. April 1856 stellen das für die seekriegsrechtliche Praxis 
gegenwärtig geltende Recht dar.") 



*^) Pereis erklärt (Seerecht, S. 245): Da diese Grundsätze nicht nur für 
die Signaturmächte, sondern für die grosse Reihe von Staaten verbindlich sind, 
welche in der Folge der Seerechts-Declaration beitraten, und da dieselben auch 
von Spanien und den Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche mit Rück- 
sicht auf die Regel i (Abschaflfung der Caperei) den Beitritt zur Declaration 
selbst abgelehnt hatten, sowie von vielen anderen aussereuropäischen Staaten, 
welche eine förmliche generelle Beitrittserklärung nicht abgegeben haben, in einer 
Zahl von Verträgen als massgebend für die contrahirenden Theile anerkannt 
wurden, so stellen sie das für die seekriegsrechtliche Praxis fast allgemein, 
in Gemässheit ausdrücklicher Annahme, geltende Recht dar. Russland erklärte 
demgemäss in dem Ukas vom 24. Mai 1877, betreffend die Regeln der Krieg- 
führung, die Regeln als anwendbar auf alle Mächte »sans en excepter les Etats- 
Unis de l'Am^rique du Nord et l'Espagne, qui jusqu'ä präsent n'ont pas adh^r^ 
ä cette declaration (de Paris)«. — Die Seite 29 constatirte Thatsache, dass die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika dem auf die Abschaffung der Caperei be- 
züglichen Artikel der Pariser Seerechts-Declaration ihre Zustimmung versagten, 
hat allerdings die Rechtsverbindlichkeit der ganzen Declaration in Frage gestellt. 
Vergl. Per eis, a. a. O., S. 190. — Im Parlamente Englands ist schon wiederholt 
eine auf Beseitigung der Pariser Declaration überhaupt gerichtete Agitation unter- 
nommen worden, — bislang allerdings mit starkem Fiasco! 
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Drittes Kapitel. 

Die Yerkehrsrechte der Neutralen in ihrer Begrenzung durch das 
Biocaderecht der Eriegsparteien.*) 

§ 70. 

Während das Recht der Friedensblocade vielfach, jedoch — 
wie wir früher nachgewiesen haben — mit unzureichenden Grün- 
den bestritten wird, ist das Recht der Kriegsblocade als ein 
unbestreitbares Recht der Kriegsparteien unter einander allge- 
mein anerkannt : der Blocadezustand hat daher den unbedingten 
Anspruch auf Anerkennung von Seiten der Neutralen, obwohl 
eine Schädigung der Handelsinteressen der Neutralen von der 
fraglichen Massregel unzertrennlich ist. 

Aus dem Rechte zur Verhängung einer Blocade durch die 
Kriegsparteien und aus dem Ansprüche auf Anerkennung des 
Blocadezustandes von Seiten der Neutralen ergibt sich, dass 
neutrale Schiffe, welche sich einer Störung der Blocade schuldig 
machen und sohin ein der Kriegspartei zustehendes Recht ver- 
letzen, wegen dieser Rechtsverletzung verantwortlich werden. 
Die hier fragliche Rechtsverletzung selbst wird als Biocadebruch 
bezeichnet. Die Folge des Biocadebruches besteht aber seit 
Jahrhunderten in der Confiscation des Schiffes und regelmässig 
auch der Ladung. 

Für den Thatbestand des Biocadebruches sind erforderlich : 



*) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 328 — 337, und die da- 
selbst S. 329 verzeichnete Literatur, sowie Per eis, Seerecht, S. 279 — 290. — 
Siehe auch J. G. Deane, The Law of Blockade as contained in the report of 
eight cases argued and determined in the High Court of Admiralty on the 
Blockade of the coast of Courland 1854, London 1855. — H. B. Deane, The 
Law of Blockade: Its history, present condition and probable future. An inter- 
national Law Essay. London 1870. 

6* 
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die effective Existenz der Blocade, das Bekanntsein derselben 
und der Versuch des Blocadebruches.^) 

§ 71. 
Die Blocade muss zunächst eine »effective« sein, d. h. nach 
der Formulirung des Satzes durch die Pariser Declaration vom 
16. April 1856: »die Blocaden, um verpflichtend zu sein, müssen 
wirklich bestehen, d. h. durch eine hinreichende Macht ausgeübt 
werden, um den Zugang zum feindlichen Küstengebiete thatsäch- 
lich zu verhindern«. Ueber die Frage, unter welchen Voraussetzun- 
gen die Absperrung als eine im Sinne der Pariser Declaration 
»effective« anzusehen sei, und insbesondere darüber, welche Zahl 
von Schiffen diesfalls erfordert werde und in welcher Entfernung 
von dem blokirten Districte die Schiffe stationirt sein müssen, kann 
nur jeweilig nach den besonderen Verhältnissen des einzelnen Falles 
geurtheilt werden. Den schroffsten Gegensatz zur Effectivität der 
Blocade und einen Act roher Willkür bedeutet die von England 
und Frankreich lange geübte Blocade auf dem Papiere (blocus 
sur papier), wobei eine Kriegspartei eine bestimmte Küste oder 
ganze Länder und Inseln ohne alle Mittel zur thatsächlichen 
Durchführung der Blocade als im Blocadezustande befindlich 



2) Obwohl die Schliessung an und für sich für neutrale Kriegs- und Handels- 
schiße verbindlich ist, so werden doch die Kriegsschiffe nicht selten eximirt. — 
Geffcken erklärt (bei Ileffter, a. a. O., S. 336): Neutrale Staatsschiffe, 
welche, ja eben keinen Handel treiben, gegen den die Blocade geht, können nie 
weggenommen werden und müssen frei ein- und ausgelassen werden, um eventuell 
den Verkehr ihrer Regierung mit ihrem dortigen Gesandten zu vermitteln oder 
ihre Unterthanen zu schützen. — Die französische Regierung decretirte übrigens, 
als ihre Flotte die Küsten der argentinischen Republik blokirte: »Les bdtiments 
de guerre neutres se pr^sentant devant un port bloqu^ doivent aussi etre invit^s 
ä s'dloigner; s'ils persistent, le commandant du blocus a le droit de s'opposer ä 
leur entr^e par la force ; et la responsabilit^ de tout ce qui peut s'ensuivre, p^sera 
sur les violateurs du blocus.« 



Digitized by 



Google 



85 



erklärt und gegen die Contravenienten, deren man habhaft wird, 
die Nachtheile der wirklichen Blocade eintreten lässt.^) 

Die blosse Thatsache der Absperrung eines Küstendistrictes 
vermag jedoch die Rechtsverbindlichkeit einer Blocade für die 
Neutralen noch nicht zu begründen; es muss vielmehr mit der 
Thatsache der Absperrung eine Benachrichtigung oder eine ent- 
sprechende Notification an die Neutralen verbunden werden. 
Die Benachrichtigung ergeht: i. auf diplomatischem Wege an 
die neutralen Mächte, 2. durch den Commandanten der blokiren- 
den Streitkräfte an die Repräsentanten der neutralen Staaten in 
dem Districte seiner Wirksamkeit und — je nach den Umstän- 
den — auch an die Localbehörden in den blokirten Hafenplätzen, 
3. nach neuerer Praxis ausserdem an diejenigen in See betrof- 
fenen neutralen Handelsschiffe, bei welchen man zu der Annahme 
der Unbekanntschaft mit der Existenz der Blocade berechtigt ist^) 

Schiffe, welche vor der Blocade schon im Hafen lagen, 
müssen eine angemessene Frist erhalten, um frei aus dem Hafen 
hinausgehen zu können. Schiffe, welche mit Licenz in den Hafen 
hineingelassen worden sind, haben auch freien Hinausgang. Schiffe, 
welche durch Noth in den blokirten Hafen getrieben wurden, ver- 
letzen die Blocade nicht und dürfen frei hinausgehen, haben sich 
aber jeder Handelsoperation im Hafen zu enthalten.^) 

§ 72- 

Für den Thatbestand des Biocadebruches wird schliess- 
lich erfordert, dass der Neutrale schon factisch in der Aus- 



3) Um die Eflfectivität vor dem Prisengerichte zu beweisen, genügt nach 
neuerer englischer Praxis die dienstliche, resp. eidliche, Erklärung des comman- 
direnden Officiers der Biocadestation : »dass die Blocade durch eine hinreichende 
Macht ausgeübt worden sei.« • — Vergl. jedoch diesfalls Per eis, Seerecht, S. 279. 

♦) Ueber die Bekanntmachung der Blocade vergl. namentlich Pereis, 
Seerecht, S. 280—281. 

») Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 335—336. 
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führung des Versuches betreten werde, die Biocadelinie zu durch- 
brechen.^) 

Es ist daher insbesondere ungerecht, ein neutrales Schiff 
schon deshalb des Biocadebruches anzuklagen, weil es sich auf 
dem Wege nach einem blokirten Orte befindet; in der Praxis 
wird freilich oft sogar das Recht behauptet, Schiffe, welche auf 
der Hinreise die Blocade gebrochen haben, auf der Rückreise 
zu nehmen.^) 

Nach factischer Aufhebung einer effectiven Blocade kann 
selbst ein beabsichtigter Biocadebruch nicht mehr bestraft 
werden.^) 



•) Der Thatbestand des Biocadebruches pflegt angenommen zu werden, 
wenn ein nach dem blokirten Pl^ze bestimmtes Schiflf ausserhalb der Blocade- 
linie in der Nähe zu Anker geht, beidreht oder kreuzt, weil in solchen Fällen 
sich die Vermuthung rechtfertigt, dass das Schiflf die nächstbeste Gelegenheit be- 
nützen will, um die Linie zu durchbrechen. Vergl. Per eis, Seerecht, S. 284. 

') Ueber die Anwendung der Theorie von der sogenannten »einheitlichen 
Reise« auf den Biocadebruch siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 335. — 
Vergl. auch Travers Twiss, The doctrine of continuous voyages as applied to 
contraband of war and blockade contrasted with the declaration of Paris of 18 56, 
in the Law Magazine and Review von 1877. 

8) Nach Aufhebung der Blocade ist auch die Wegnahme wegen früher 
begangenen Biocadebruches nicht mehr zulässig. Dieser Grundsatz beruht darauf, 
dass mit der Beendigung der Blocade alle aus dem Biocaderechte hervorgehenden 
Befugnisse der blokirenden Macht, soweit sie nicht bereits factisch geltend gemacht 
worden sind, von selbst wegfallen. Vergl. Pereis, Seerecht, S. 285. — Nach 
Aufhebung der Blocade ist, wie Sir William Scott 1807 erklärte, über das 
vermeintliche, in Wirklichkeit jedoch unmöglich und körperlos gewordene Delict 
»gewissermassen ein Schleier geworfen.« — Vergl. auch Heffter, a. a. O., 
S. 334— 335- 
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Dritter Abschnitt. 

Die Massregeln der Kriegsparieien gegen den Missbrauch der 

Neutralität und die Vorkehrungen der Neutralen gegen miss- 

bräuchliche Massregeln der Kriegsparteien J) 



Erstes Kapitel. 
Das Dnrchsnchnngsrecht.*) 

§ 73- 
Die Hauptmassregel gegen den allfälligen Missbrauch der 
Neutralität bildet das sogenannte Durchsuchungsrecht oder das 
Heimsuchungs- und Untersuchungsrecht (Jus visitationis, Droit 
de Visite, Right of visit and search), d. h. das Recht der Kriegs- 
parteien, Handelsschiffe auf See anhalten und visitiren zu lassen. 
Dieses Recht der Kriegsparteien ist von jeher au.sgeübt und 
niemals mit Erfolg bestritten worden. Das Durchsuchungsrecht 
im Kriege bleibt, wie Geffcken hervorhebt, unentbehrlich, so 
lange man noch überhaupt eine Wegnahme von Privateigenthum 
zulässt (»also nicht blos noch heute, sondern auch wenn die 
Freiheit des Privateigenthumes principiell anerkannt wird; denn 
auch dann muss die Contrebande weggenommen werden können, 
welche erst die Durchsuchung feststellen kann«).^) 



») Hiebei sind namentlich in Betracht zu ziehen: i. das DurchsuchungSi 
recht, 2. die Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale, 3. die ausserordentlichen Mass- 
regeln der Kriegsparteien zum Nachtheile der Neutralen. 

2) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 359 u. f., sowie Pereis, 
Seerecht, S. 290 — 309. — Vergl. auch v. Kaltenborn's Artikel >Durch- 
suchungsrecht« in Bluntschli's Staatswörterbuch, III. S. 183 u. f. 

3) Siehe Geffcken bei Heffter, a. a. O., S. 360. 
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Beim Durchsuchungsrechte handelt es sich um einen dop- 
pelten Zweck, zunächst nämlich um die Feststellung der Natio- 
nalität des angehaltenen Schiffes und sodann — nach Constati- 
rung der neutralen Qualität — um Vergewisserung darüber, ob 
das Schiff eine Verletzung der Neutralitätspflichten beabsichtige 
oder bereits verschuldet habe. Die speciellen Gegenstände der 
Ermittelung beziehen sich demgemäss insbesondere auf die drei 
Punkte: ob das neutrale Schiff Kriegscontrebande mit sich führe; 
ob das neutrale Schiff nach einem blokirten Hafen zu gehen 
beabsichtige oder von einem blokirten Hafen herkomme; ob das 
neutrale Schiff, nachdem feindliches Privateigenthum durch die 
neutrale Flagge gedeckt wird, etwa feindliches Staatseigenthum 
an Bord habe.'*) 

Zur Ausübung des Durchsuchungsrechtes sind Kriegsschiffe 
und Caper berechtigt, soweit Caper überhaupt noch vorkommen 
und für sie das fragliche Recht nicht ausdrücklich ausgeschlos- 
sen ist. Die Ausübung selbst darf auf offener See und in den 
Territorialgewässern der Kriegsparteien, jedoch nicht auf neutra- 
lem Seegebiete erfolgen. Das Verfahren bei der Durchsuchung 
zerfällt in der Regel in drei Acte, nämlich in: die Anhaltung, 
die Prüfung der Schiffspapiere und die eigentliche Durchsuchung. 5) 

§ 74- 

Das Durchsuchungsrecht der Kriegsparteien erleidet eine 

Einschränkung durch die sogenannte Convoyirung, d. h. das 

Schutzgeleit neutraler Handelsschiffe durch neutrale Kriegsschiffe. 

Der Convoy neutraler Handelsschiffe soll den Kriegsparteien 



<) Vergl. Pereis, Seerecht, S. 290. 

*) Das Verfahren bei der Durchsuchung ist vielfach vertragsmässig ge- 
regelt. Als Muster auch der neueren Vereinbarungen hat in der Regel Art. 17 
des pyrenäischen Friedensvertrages vom 7. November 1659 zwischen Frankreich 
und Spanien gedient, lieber die Einzelheiten des Verfahrens iu dessen drei 
Acten vergl. namentlich Pereis, Seerecht, S. 293 — 300. 
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die Garantie dafür gewähren, dass auf den convoyirten Schiffen 
sich keine Contrebande- Artikel befinden und dass die Bestim- 
mung der Schiffe eine erlaubte sei. Mit der Gewährung solcher 
Garantie entfällt der Zweck der eigentlichen Durchsuchung.^) 

Der Commandant des Convoy's ist verpflichtet, vor Antritt 
der Reise von der Unverfänglichkeit der Ladung und der Be- 
stimmung der zu geleitenden Schiffe sich zu überzeugen. Die 
Ausübung des Durchsuchungsrechtes beschränkt sich dann auf 
die Entgegennahme einer Erklärung des Convoy-Commandanten 
darüber: ob die betreffenden Fahrzeuge wirklich zu seinem 
Convoy gehören; welche Nationalität und Bestimmung die Fahr- 
zeuge haben; ob die Fahrzeuge Kricgscontrebande an Bord 
führen. Zur Entgegennahme dieser Erklärung entsendet der 
Kreuzer einen Officier an Bord des Geleitschiffes.') 

Wenn die geforderte Erklärung befriedigend ausfällt, so 
muss von jeder weiteren Ausübung des Durchsuchungsrechtes 
Abstand genommen werden.®) 

§ 75. 
Falls ein neutrales Schiff der Durchsuchung sich thätlich 
widersetzt oder zu solcher Widersetzung die Veranstaltung trifft, 
kann die sofortige Beschlagnahme und Wegfiihrung des Schiffes 
erfolgen.^) 

•) Nach Geffcken hat die Frage des Convoy wesentlich nur noch ge- 
schichtliches Interesse, weil heute kein Staat eine hinlängliche Kriegsmarine hat, 
um seine Handelsschiffe geleiten zu lassen. Siehe Geffcken bei Heffter, 
a. a. O., S. 365. 

') Siehe Pereis, Seerecht, S. 303 u. f. 

") Eine Durchsuchung ist dagegen als gerechtfertigt anzusehen: l. wenn 
der ConvoyBefehlshaber es ablehnt, die erforderte Erklärung abzugeben; 2. wenn 
er erklärt, dass das eine oder andere von den Schiffen überhaupt nicht zu seinem 
Convoy gehöre; 3. wenn sich aus der Erklärung ergibt, dass ein Schiff in einer 
Neutralitätsverletzung begriffen ist. Vergl. Pereis, Seerecht, S. 307. 

*>) Ueber die 1799 erfolgte Aufbringung convoyirter dänischer Schiffe durch 
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Beschlagnahme und Wegführung eines Schiffes treten ausser- 
dem ein: 

1. wenn dasselbe sich nicht sofort als ein neutrales legiti- 
miren kann; 

2. wenn es sich im Falle einer offenbaren Verletzung der 
Rechte einer Kriegspartei (bezüglich einer Blocade oder ver- 
botenen Zufuhr) befindet; 

3. wenn sich der Verdacht einer Unrichtigkeit in der einen 
oder anderen Hinsicht ergibt (z. B. in Ermanglung oder bei 
UnVollständigkeit der Schiffspapiere). 'o) 

Sobald die Beschlagnahme des neutralen Schiffes erfolgt 
ist, obliegt dem Nehmer die Verantwortlichkeit gegen den 
neutralen Schiffseigenthümer und Befrachter für Nachtheile einer 
ungerechten Beschlagnahme: in Ansehung der Wegführung der 
Prise gilt das gleiche Verfahren, welches bei den feindlichen 
Schiffen in Anwendung kommt") 



englische Kreuzer wegen des durch den dänischen Convoy- Befehlshaber geleisteten 
Widerstandes gegen die Durchsuchung vergl. Pereis, Seerecht, S. 302 u. f. 

»0) SieheHeffter, a. a. O., S. 365. — Vergl. Pereis, Seerecht, S. 300— 301. 

'») Siehe unsere früheren Auseinandersetzungen über die Ausübung des 
Seebeuterechtes S. 51 — 52. 
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Zweites Kapitel. 
Die Prisengerichtsbarkeit gegen Neutrale.») 

§76. 

Auch die Rechtmässigkeit der Prise gegen den Neutralen 
unterliegt der Entscheidung eines Prisengerichtes.^) 

Die Ausübung dieser Gerichtsbarkeit steht jedem krieg- 
führenden Staate selbst zu.^) 

Eine Hauptausnahme von der Competenz des kriegführen- 
den Staates begründet der Fall, in welchem die Wegnahme auf 
neutralem Gebiete oder durch Missbrauch des neutralen Gebietes 
zu einem illegalen Angriffe erfolgt ist.*) 

§ 11- 
Auch der Neutrale hat den Beweis der Unrechtmässigkeit 
der Captur zu erbringen, d. h. das Verfahren bei den Prisen- 
gerichten der Kriegsparteien ist auch den Neutralen gegenüber 
ein sogenannter Reclameprocess. 



«) Vergl. im Allgemeinen Heffter, a. a. O., S. 367—372. 

2) Siehe Bluntschli, a. a. O., S. 435 u. f. 

3) Dieser Grundsatz wird in der Praxis auch im Falle der Wegnahme des 
neutralen Schiffes auf offener See angewendet, obwohl diese nicht einer beson- 
deren Gebietshoheit und sohin auch nicht derjenigen des Nehmestaates unter- 
worfen ist. 

<) Auch in dem hiebei vorausgesetzten Falle ist der neutrale Staat nur 
competent zur Prüfung der Frage, ob der kriegerische Act in der That in seinem 
maritimen Hoheitsgebiete erfolgt sei, — nicht aber competent zur Beurtheilung 
der Legalität der Prise von anderen Gesichtspunkten aus. Der neutrale Staat 
hat auch nicht das Recht zur Verurtheilung des Capiors im Falle einer wirklichen 
Verletzung der Souveränetätsrechte des Neutralen, weil der Commandant eines 
Kriegsschiffes für seine Diensthandlungen nur dem eigenen Souveräne verant- 
wortlich ist. Vergl. Per eis, Seerecht, S. 315. 
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Die Form des Verfahrens, sowie die Grundsätze des Be- 
weises und das Materielle der zu fällenden Entscheidung richten 
sich nach den Gesetzen des Landes, dessen Behörden mit der 
Prisengerichtsbarkeit beauftragt sind. 

Ein Anderes kann allerdings durch Verträge mit den Neu- 
tralen im concreten Falle vereinbart sein.^) 

§78. 

Der Spruch des Prisengerichtes begründet auch für die 
Neutralen formelles Recht. 

Der Kriegsstaat, welcher das Prisengericht bestellt hat, 
ist jedoch dem neutralen Staate verantwortlich für jedes offen- 
bare Unrecht, welches das Prisengericht im Widerspruche mit 
dem Völkerrechte den neutralen Eigenthümern zugefügt hat. 

Falls hierüber zwischen dem Kriegsstaate und dem neu- 
tralen Staate ein völkerrechtlicher Streit entsteht, so ist dieser 
Streit nach völkerrechtlichen Grundsätzen und sohin zunächst 
durch Unterhandlung und friedliche Mittel zu schlichten '^) 



*) Die bestehenden Verträge beschränken sich jedoch in der Regel darauf, 
eine unparteiische Justiz in Prisensachen und etwa auch die Mittheilung der be- 
treffenden Prisenurlheile zur gegenseitigen Pflicht zu machen. 

«) Vergl. Bluntschli, a. a. O., S. 460 — 471. — Pereis bemerkt (See- 
recht, S. 318): »Die ausschliessliche Zuständigkeit des Nehmestaates zur Unter- 
suchung und Aburtheilung in Prisensachen schliesst selbstverständlich nicht aus, 
dass der neutrale Staat, wenn durch solche Aburtheilungen die Interessen seiner 
Angehörigen in rechtswidriger Weise verletzt sind, für die letzteren im Wege 
der Intervention, zunächst durch Reclamation auf diplomatischem Wege, eintritt.« — 
Die Wahl der Organe, durch welche der neutrale Staat vor einer »Reclamation 
auf diplomatischem Wege« die Thatsache einer Rechtsverletzung constatiren lassen 
will, ist lediglich dem Ermessen des neutralen Staates selbst anheimgestellt. 
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Drittes Kapitel. 

Ausserordentliche Hassregeln der Kriegsparteien zum Nachtheile der 

Neutralen J) 

§ 79- 
Mitunter haben die Kriegsparteien wohl auch schon Mass- 
regeln getroffen, durch welche die sonst gemeinhin anerkannte 
Verkehrsrechtssphäre der Neutralen in ausserordentlicher Weise 
willkürlich und ohne zwingenden Grund eingeengt wird; der- 
artige Massregeln waren und sind z. B. die eigenmächtige un- 
gebührliche Vermehrung der Contrebandeartikel und das Ver- 
bot jeder Correspondenz mit dem Feinde und jeder Berührung 
des feindlichen Gebietes. 2) 

§ 80. 

Beharrt eine Kriegspartei den Vorstellungen und Be- 
schwerden der Neutralen gegenüber bei der getroffenen ausser- 
ordentlichen Massregel, so stellt dieselbe den Neutralen die 
Wahl zwischen Nachgiebigkeit oder Kriegserklärung/') 

§ 81. 
Keinem Zweifel unterliegt das Recht eines jeden neutralen 
Staates, in Vereinzelung oder in Verbindung mit anderen neu- 



») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 372 u. f. 

2) Man erinnere sich z. B. an das sogenannte Aushungerungssystem der 
Coalition gegen das revolutionäre Frankreich (1793) oder an das allgemeine 
Biocadesystem Englands gegen Frankreich und seine AUiirten ohne effectiven 
Blocadezustand (1806) oder an das Napoleonische Continental-System ! 

3) Insofeme hat Heffter Recht, wenn er (a. a. O., S. 374) behauptet, 
dass es im Felde des Völkerrechtes keine traurigere Gestalt gebe, als die eines 
Neutralen den grösseren Seemächten gegenüber, — Bluntschli's Wort, dass 
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tralen Staaten zur Handhabung der Grundsätze der Neutralität 
eine bewaffnete Macht aufzustellen.*) 

Bekanntlich ist z. B. die bewaffnete nordische Neutralität 
oder die bewaffnete Neutralität unter den nordischen Mächten 
zu dem Zwecke abgeschlossen worden, um die Rechte der 
Neutralen gegenüber einer zu weit getriebenen Beschränkung 
von Seiten der im Kriege befindlichen Parteien zu schützen und 
diese Beschränkung abzuweisen.*) 

Die bewaffnete Neutralität suchte sogar eine den Neu- 
tralen günstige Entscheidung über die sogenannten »zweifel- 
haften Fälle eines erlaubten neutralen Handelsverkehres« durch- 
zusetzen und — beispielsweise — den Grundsatz der Erlaubtheit 
des neutralen Handels von Hafen zu Hafen oder längs den 
Küsten eines feindlichen Staates (Cabotage, coasting rade, 
Küstenhandel) als einen »sich von selbst verstehenden« Grund- 
satz in den Codex des Völkerrechtes einzuschreiben.*^) 



an den Grenzen des neutralen Gebietes sich die Brandung der Kriegsfluth breche, 
findet daher wenigstens auf das neutrale Verkehrsrecht ausserhalb des neutralen 
Gebietes noch nicht die entsprechend ebenmässige Anwendung. 

♦) Schon in diesem allgemein anerkannten Rechte der Neutralen und in 
dessen unbestrittener Ausübung liegt eine Bürgschaft für die dereinstige Erfüllung 
der von Heffter (a. a. O., S. 376 — 377) so schön ausgedrückten Hoffnung 
dass das Rechtsgefühl aller Glieder' des europäischen Staatenkreises sich überein- 
stimmend von dem morschen Kram selbstsüchtiger Maximen lossagen werde, 
welche noch im Anfange des Jahrhundertes das vermeintliche Seerecht der Neu- 
tralen bildeten, durch dessen Anwendung einst jene berühmten Prisenrichter — 
wie Sir Marriot, Jenkinson und Will. Scott — in patriotischem Eifer 
den Handel der Neutralen abschlachteten, jede andere Rechtsanforderung in das 
Reich der Chimäre eines goldenen Zeitalters verweisend! 

») Vergl. Heffter, a. a. O., S. 324 und S. 374. 

«) Siehe Heffter, a. a. O., S. 356; vergl. auch Bluntschli, a. a. O., 

S. 431. 
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